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respekt | editorial!

Zeit der Chancen

In den letzten Jahren konnten wir gemeinsam viel für die 
rechtliche Gleichstellung erstreiten. So wurde mit der 
„Ehe für alle“ endlich das Gesetz an die Lebensrealität 

angepasst. Andere Anliegen, bei denen sich die gesell-
schaftliche Realität noch nicht im Gesetz wiederfindet, 
stehen im Koalitionsvertrag. So zum Beispiel die Reform 
des Abstammungsrechts und die Verankerung des 
Schutzes von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, trans* und 
inter geschlechtlichen sowie queeren Personen (LSBTIQ*) 
im Grund gesetz. Es gibt deutlich mehr Be richter stattung 
in den Medien über LSBTIQ* als je zuvor. Endlich wurde 
der homosexuellen, bisexuellen, trans* und interge-
schlechtlichen Opfer im Bundestag am Gedenktag an die Opfer des Nationalsozialismus gedacht. Also 
werden wir gefragt: „Ihr habt doch schon so viel erreicht. Also, was wollt ihr denn noch?“

Die Frage, ob es denn nicht endlich genug sei, beantworten wir ganz klar mit „Nein!“. Gerade jetzt 
können und dürfen wir uns nicht zurücklehnen. Im Gegenteil: Genau jetzt, in diesem Zeitfenster der 
Möglichkeiten für mehr Rechte und Akzeptanz von LSBTIQ*, müssen wir genauer hinsehen als je zuvor. 
Wir müssen dafür sorgen, dass aktuelle Gesetzesvorhaben und rechtliche Veränderungen nicht versteckt 
neue Diskriminierungen schaffen. Und: Es darf sich nicht nur auf dem Papier viel tun, sondern wir wollen 
auch in der Gesellschaft spürbare Akzeptanz und Unterstützung für die Community! Im Inland beobachten 
wir einen homosexuellen- und trans*feindlichen Backlash. Die Nachrichten über die erneute Zunahme der 
Hasskriminalität in Deutschland sind erschütternd und alarmierend. 

Und während mancherorts derzeit viele Themen vorangehen, überschlagen sich andernorts die nega-
tiven Meldungen über Einschränkung von Freiheitsrechten für LSBTIQ*: von Ungarn und Polen bis Italien 
und die USA, aber auch Uganda. Wir dürfen und sollten feiern, was wir gemeinsam schon alles erreicht 
haben. Aber wir dürfen die bereits errungenen Fortschritte nicht für selbstverständlich nehmen. Sie sind 
noch lange nicht so unverrückbar, wie sie es als Menschenrechte sein sollten. Neben der Dankbarkeit und 
dem Respekt für Vorreiter*innen, die vor uns aktiv waren, haben wir gleichzeitig die Verpflichtung, dafür 
zu sorgen, dass das, was neu entsteht, auch nachhaltig ist. Lasst uns deswegen weiterhin eine gute und 
gerechte Zukunft für uns alle gestalten – auch für die, die nach uns kommen. 

Wie können wir Akzeptanz und Gleichstellung für LSBTIQ* erreichen und endlich Fortschritte statt 
Blockaden spüren? Wir müssen miteinander reden und im Austausch mit Ängsten aufräumen, aber auch 
klare Grenzen ziehen. Das bedeutet als ersten Schritt beispielsweise eine kritische Reflexion der eigenen 
Sprache und der Bilder von „Norm“ und „Andersartigkeit“, die wir vielleicht unbewusst immer noch 
haben. Für die gesamtgesellschaftliche Debatte spielt die Berichterstattung und die Darstellung unserer 
Themen in den Medien eine zentrale Rolle – sie müssen verantwortlich gestaltet werden. Der diesjährige 
Verbandstag hat sich damit befasst, was das für den LSVD bedeutet. Der Einsatz für Repräsentation 
und die erfolgreiche Umsetzung unserer Werte „Menschenrechte, Vielfalt und Respekt“ wird unsere 
Organisation nicht nur aktuell, sondern auch in der Zukunft beschäftigen. Deshalb stellen wir uns auch in 
dieser Respekt-Ausgabe die Frage: Wie kann der LSVD mit mehr Diversität in die Zukunft gehen?

Kerstin Thost, LSVD-Pressesprecher*in
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4 respekt | bundesverband!

 Selbstreflexion und Potenziale des LSVD

Mit mehr Diversität 
in die Zukunft

Obwohl Diversität schon immer gesellschaftliche Realität 
ist und Vielfalt und Diversität in den letzten Jahren zu 
allgegenwärtigen Schlagwörtern geworden sind, ist Dis-

kriminierung immer noch Alltag vieler Menschen. Das zeigen 
nicht zuletzt die Zahlen von Hasskriminalität wie auch der Anstieg 
der Anfragen an Beratungsstellen. Dieser Entwicklung müssen 
wir uns entgegenstellen. Doch was bedeutet das für den LSVD?

Diversität im LSVD
Der LSVD ist im Kern eine politische Interessensvertretung, 

streitet seit seinen Anfängen für Repräsentation, Akzeptanz sowie 
rechtliche und persönliche Anerkennung von Diversität und hat 
deswegen eine besondere Verantwortung für die Zukunft. 

Im Fokus der Arbeit des LSVD stand seit der Gründung 1990 
der Einsatz für die Akzeptanz der Vielfalt sexueller Orientierungen. 
Zunächst handelte es sich beim Schwulenverband um eine 
Selbstvertretung für schwule Männer. 1999 folgte die Fusion 
mit Teilen der Lesbenbewegung und führte zur Umbenennung 
in „Lesben- und Schwulenverband“. Über die Zeit rückte auch 
die Diversität der geschlechtlichen Identität mehr in den Fo kus. 
Dafür steht symbolisch der Verbandstags be schluss von 2018 
über das Programm „Menschenrechte, Vielfalt und Respekt“. 
Der LSVD setzt sich beispielsweise aktuell für das Selbst-
bestimmungsgesetz ein, weil Menschenrechte nicht teilbar sind, 
aber auch weil trans*feindliche Narrative direkt verbunden sind 
mit der Ablehnung von Homo- und Bisexualität. Alle profitie-
ren von mehr Selbstbestimmung von trans* Personen. Mehr 
Freiheitsrechte ermöglichen es allen Menschen, ihre Identität und 
ihr Sein besser zu erforschen, und in Sicherheit so sichtbar zu 
werden, wie sie es selbst wollen. Ein anderes Beispiel: Dr. Sanja 
Bökle vom Max-Planck-Institut für Bildungsforschung betrachtete 
in ihrer Dissertation unter anderem das Verhältnis des LSVD zu 
Menschen, die von Rassismus betroffen sind. Der LSVD setzt 
sich seit mehreren Jahren in seiner Interessenvertretung, in 
der Projektarbeit von „Queer Refugees Deutschland“ und in der 
Arbeit vieler Landesverbände für die Rechte von LSBTIQ* mit 
Migrationsgeschichte ein.

Zur Stärkung und Reflexion der eigenen Arbeit steht der 
LSVD seit Jahren im Austausch mit Expert*innen für andere 
Diskriminierungskategorien, wie zum Beispiel im Beirat der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes. Außerdem beteiligt er 
sich regelmäßig daran, breite Bündnisse zu schmieden, so 
zum Beispiel im „Bündnis AGG-Reform jetzt!“, um nur kleine 
Ausschnitte zu nennen. Der LSVD will in der Zukunft an diese 
bereits vorhandenen Prozesse anknüpfen, aber dabei noch tiefer 

gehen. Das Ziel ist es, die vielfältige Lebensrealität von LSBTIQ* 
noch besser abzubilden und für die Zukunft ein starkes Zeichen zu 
setzen. Dabei verfolgen wir einen intersektionalen Ansatz.

Verschränkung in den Fokus rücken
Der Begriff „Intersektionalität“ wurde 1989 von der Rechts-

wissenschaftlerin Kimberlé Crenshaw geprägt. Sie bezeichnete 
damit zuerst am Beispiel Schwarzer Frauen, dass verschiedene 
Diskriminierungen sich gleichsam einer Straßenkreuzung treffen 
und daher bei Diskriminierungserfahrungen einer Person nicht 
mehr unterschieden werden kann, aufgrund welcher marginali-
sierten Position eine konkrete Diskriminierung erfahren wurde. 
Intersektionalität meint, das Augenmerk besonders auf mit-
einander verschränkte Mehrfachmarginalisierungen zu legen. 
Denn beispiels weise ist ein schwuler cis Mann ohne Migrations-
geschichte von anderen spezifischen Diskriminierungen betroffen 
als eine lesbische trans* Frau mit Migrationsgeschichte.

Von der Theorie in die Praxis 
Die intersektionale Ansatz ist aber nicht nur theoretisch zu 

verstehen, sondern er muss auch Auswirkungen auf die Praxis 
haben: zum Beispiel in Form einer kritischen Selbstreflexion. Wir 
alle sind in einer Gesellschaft aufgewachsen, in der Rassismus, 
Antisemitismus, Ableismus, Sexismus, Queerfeindlichkeit und 
viele weitere Arten von Diskriminierung sowohl normalisiert als 
auch allgegenwärtig wie unsichtbar sind. Das heißt, dass wir alle 
einen weiten Weg vor uns haben, uns die eigenen (unbewussten) 
Vorurteile schrittweise vor Augen zu führen. 

Es liegt in unserer Verantwortung für eine demokratische 
Ge sell schaft, Diskriminierung abzubauen. Klar ist, dass Men-
schen, wenn sie von einer Diskriminierungskategorie betroffen 
sind, nicht automatisch alles über andere systematisch margi nali-
sierte Lebens realitäten wissen. Das bedeutet eine Verantwortung 
auf individueller wie auf gemeinschaftlicher Ebene. Wir sind dazu 
aufgerufen, nicht davor zurückzuschrecken, uns mit den eigenen 
Leerstellen und Potenzialen auseinanderzusetzen. Wo gibt es der-
zeit im LSBTIQ*-Aktivismus noch Potenziale zur Partizipation und 
Repräsentation? Zu ihrer Sichtweise auf das Thema „Diversität“ 
haben wir Expert*innen aus anderen Organisationen befragt. 
Diese Sichtweisen dürfen uns in unserer weiteren Verbandsarbeit 
inspirieren, stellen allerdings selbstverständlich nur einen kleinen 
Ausschnitt vieler miteinander verschränkter und einander überlap-
pender Diversitätskategorien dar.



 

Statement der Initiative Schwarze Menschen in Deutschland e.V.  
(ISD Bund)

„Diversität steht für heterogene und intersektionale Lebensrealitäten und 
Lebensentwürfe von Menschen. Durch die Diversitätskategorien race, Klasse, 

Geschlecht, sexuelle Identität/Orientierung, Alter, BeHinderung, Körper und 
mehr wird erkennbar, wer Zugänge zu gesellschaftlichen Ressourcen erhält 

und wer systematisch benachteiligt wird. 
Aufgrund der Ausschlusserfahrungen wurde 1985 die Initiative 

Schwarze Menschen in Deutschland e. V. (ISD) als Initiative Schwarze 
Deutsche gegründet, um rassistische Verhältnisse innerhalb der weißen 

Dominanzgesellschaft politisch zu bekämpfen und abzubauen. Die ISD ist Teil 
des Kompetenznetzwerks Anti-Schwarzer Rassismus (KomPAD); im Rahmen 
des Projekts Anti-Schwarzer Rassismus in Kita und Schule bietet der Verein 

Bildungs-, Beratungs- und Empowermentangebote an. Ein Ziel dabei ist, stets 
auf die Verschränkungen der Diskriminierungsformen zu achten. 

LSBTIQ*-Verbände sollten sich daher zu dem Thema „Anti-Schwarzer 
Rassismus“ von Community-basierten Organisationen qualifizieren lassen, 
um eine breite Wirksamkeit innerhalb ihrer Arbeit zu entfalten. Dabei sollten 

die Auseinandersetzungen innerhalb der Verbände intersektional und  
solidarisch gedacht werden.“

Adiam Zerisenai, Inhaltliche Leitung bei der ISD im KomPAD

Der Verein queerhandicap e. V. setzt sich seit 2010 dafür ein, dass LSBTIQ* 
mit Behinderung und chronischen Erkrankungen offen und frei zu sich stehen 
können. 

Statement von queerhandicap e.V.
„Wir bereichern die Arbeitswelt auf unsere eigene Art und Weise. 

Auch wenn viele von uns eine Förderung benötigen oder einen Inklusiven 
Arbeitsplatz, erreichen wir zum Teil die gleichen Arbeitsergebnisse wie 

Personen ohne eine Beeinträchtigung. Dem Vorurteil zu trotzen und unsere 
Ziele auf den 1. Arbeitsmarkt zu erreichen. Wenn uns etwas begeistert, dann 
lassen wir uns von nichts aufhalten. Uns zeichnet ein großes Herz aus und 
die Loyalität, was viele schätzen. Aber für die meisten sind wir immer noch 

eine Quote und das muss sich ändern! 
Durch uns wird die Vielfalt gestärkt – Marginalisierungen werden abgebaut, 

Talente erweitert und Kenntnisse weitergeben. Mit uns ist es möglich, neue 
Erfahrungen zu sammeln, eben weil wir Anders sind.

Teilhabe ist bei uns ein sehr wichtiges Thema und auch ein großer Kampf. 
Über uns gibt es immer Vorurteile und wir wollen zeigen, dass diese nicht 

sein müssen. 
Miteinander stark zu sein! Wir wollen in die Gespräche miteingebunden 

werden auf Augenhöhe, z. B. zur Barrierefreiheit und zur Behindertenpolitik, 
die nicht immer queer ist. Wir wünschen uns, dass sich das ändert.“

Angela Hermann, Vorstand queerhandicap e. V.
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Der Bundesverband Trans* e. V. setzt sich seit 2015 für die Rechte von trans* Personen 
im weiteren Sinne ein, also Menschen, die sich z. B. als transgeschlechtlich, transident, 
transsexuell, transgender, genderqueer, trans*, trans, nicht-binär, Crossdresser, trans* Frau 
und trans* Mann bezeichnen oder bezeichneten.

Statement des Bundesverband Trans*
„Um über Identitäten jenseits von ‚männlich‘ und ‚weiblich‘ zu sprechen, wird inzwi-

schen häufig das Wort ‚nicht-binär‘ als Oberbegriff genutzt. Manche verwenden dieses 
Wort, um direkt die eigene Identität zu beschreiben. Nicht-binäre Personen können sich 
zusätzlich als trans* und/oder inter verstehen. Beim Bundesverband Trans* setzen wir 
uns für die Verbesserung der Lebensrealitäten aller trans* Personen ein, unabhängig 

davon, ob sie sich als trans* Frau, trans* Mann oder nicht-binär verstehen. Nicht-binäre 
Personen sind selbstverständlich Teil der trans* und der queeren Communitys. Doch an 
vielen Stellen – selbst in queeren Kontexten – fehlt oft noch grundlegendes Wissen über 
die Erfahrungen und Bedarfe nicht-binärer Personen. Das muss sich ändern. Verbündete 
müssen sich mehr mit Nicht-Binarität beschäftigen und die ein oder andere vermeintliche 

Gewissheit und ausschließende Gewohnheit verlernen.“
Kalle Hümpfner, Fachreferent*in 

für gesellschaftspolitische Arbeit BVT*

Jede einzelne Gruppe ist mit ihrer eigenen Schwerpunktsetzung und Expertise als 
Selbstvertretung unbedingt notwendig. Wir wollen allerdings noch intensiver von anderen 
Organisationen über ihre individuellen Schwerpunktsetzungen lernen und dabei aktives 
Zuhören praktizieren. Auf dem 35. Verbandstag in Köln im März 2023 hat der LSVD-
Bundesvorstand deshalb per Beschluss den Auftrag erhalten, eine Zukunftsstrategie für die 
Diversität im LSVD zu entwickeln.

Für Organisationen kann der Ansatz des „Safer Space“ die Augen öffnen. Der Begriff 
Schutzraum, bzw. Safe Space, stammt aus der LSBTIQ*-Szene der 1960er Jahre in den 

USA und wurde von der Frauenbewegung weiterverwendet. Dabei ging es darum, Räume zu schaffen, in denen sich Gleichgesinnte 
austauschen, reflektieren und gegenseitig den Rücken stärken können. Allerdings stellt sich die Frage, ob Safe Spaces nicht unerreichbare 
Utopien sind, weil wir alle Diskriminierungen internalisiert haben und diese auch in vermeintlichen Safe Spaces reproduziert werden kön-
nen. Eine Idee sind deshalb „Safer Spaces“, also sicherere Räume, die ihr Bestes tun, um Diskriminierungen abzubauen, sich der eigenen 
Fehlbarkeit aber trotzdem bewusst sind, wie z.B.  Maryam Mohseni vorschlägt.

Gemeinsam für Demokratie und Menschenrechte
Für verschiedene Gruppen, die für Vielfalt, Respekt und die Einhaltung der Menschenrechte in einer Gesellschaft eintreten und politische 

Interessensvertretung praktizieren, gilt dasselbe wie für Individuen: Gemeinsam in Bündnissen sind wir noch stärker. Zusammen können 
wir Hass noch effektiver entgegentreten, von der Hetze in Kommentarspalten bis zu Tendenzen von Menschen- und Demokratiefeindlichkeit 
in der Politik.

Ein zentraler Baustein von Demokratien ist die Einhaltung und die Verteidigung der gleichen Menschenrechte für alle Menschen. In der 
Politikwissenschaft wird dabei oft vom sogenannten Minderheitenschutz gesprochen. Das Wort „Minderheit“ hört sich im Alltag allerdings 
oft so an, als würde direkt darauf eine fadenscheinige Rechtfertigung folgen, dass sich der Schutz der Rechte von einigen gar nicht lohne, 
weil es sich doch „nur um eine Minderheit“ handle. 

Der offen schwul lebende Sinti*zze- und Rom*nja-Aktivist Gianni Jovanovic schlägt in seiner Autobiografie (2022) deswegen den 
Begriff der „kleinen Mehrheiten“ vor. Das beschreibt den Zusammenschluss von verschiedenen von Diskriminierung betroffenen Gruppen 
mit dem Ziel, die gemeinsam Dominanzgesellschaft zu hinterfragen. Die Diskriminierungserfahrungen sind unterschiedlich, aber gemein-
sam können wir etwas bewegen!

Kerstin Thost, LSVD-Pressesprecher*in
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 Gastbeitrag von BiNe (Bisexuelles Netzwerk e. V.)

Menschen auf dem Bi+-Spektrum fühlen sich sexuell und oder romantisch zu 
mehr als einem Geschlecht hingezogen. Laut einer Onlinebefragung von Ipsos 
(2021) waren ca. 6 Prozent der Gesamtbevölkerung in Deutschland bisexuell. 

Damit stellen bi+ Menschen die größte Subgruppe von LSBTIQ* dar. Welche Themen 
sind für die Bi+-Community zurzeit besonders wichtig? Das haben wir Frank Thies 
(von BiNe und dem Netzwerk für LSBTIQ* in pädagogischen Berufen #TeachOut) und 
Samu/elle Striewski (von Bi+ Pride Hamburg) gefragt.

Bi+-Aktivismus kann etwa in folgende Kategorien unterteilt werden:

1. Bündnis mit homosexuellem Aktivismus:
Bi+ Menschen wollen ebenso wie Schwule und Lesben die Freiheit haben, gleich-

geschlechtlich zu heiraten oder Kinder zu adoptieren. Daher haben sich auch bi+ 
Aktivist*innen für die Ehe für alle, den Aktionsplan Queer leben oder das endgültige 
Abschaffen des Blutspendeverbots für Männer, die mit Männern Sex haben, eingesetzt 
und kämpfen weiterhin etwa für die versprochene Überarbeitung des Sorgerechts.

2. Solidarität mit anderen Communitys:
Weil viele bi+ Menschen Teil mehrerer Communitys sind und intersektional diskrimi-

niert werden, unterstützen wir beispielsweise die Forderungen der Trans*-Community 
(Ersetzung des TSGs durch ein Selbstbestimmungsrecht) und setzen uns gegen 
Rassismus und Ableismus ein.

3. Aufklärung über charakteristische Bi+-Diskriminierung:
a) Bi+ Frauen sind laut Daten aus den USA zu 61 Prozent und damit häufiger von Gewalt betroffen als 
  lesbische (44 Prozent) und heterosexuelle Frauen (35 Prozent). („National Centre for Injury Prevention 
  and Control“, 2013)
b) Bi+ Menschen outen sich seltener als homosexuelle Gleichaltrige.
c) Bi+ Menschen werden in der Gesundheit falsch beraten, weil sie zu oft nicht als bi+ erkannt werden.
d) Bi+ Geflüchtete werden/wurden öfter abgeschoben, weil ihre Sexualität nicht als notwendiger Flucht - 

 grund gewertet wird/wurde. („Sie könnten ja problemlos heterosexuell leben“).

4. Bi+-Sichtbarkeit:
Obwohl es mittlerweile mehr bi+ Menschen in den Medien, die Bi+-Pride-Parade oder Bi+-

Flaggenhissungen gibt, findet die Unsichtbarmachung von bi+ Personen (Bi+erasure) weiterhin statt: Es 
wird von „Segnung für Homosexuelle“, der „Homo-Ehe“ oder der „Lesben-und-Schwulen-Parade“ geschrie-
ben, bi+ Menschen, die vermeintlich „heterosexuell“ leben, wird queerbaiting vorgeworfen,) oder sie wer-
den als „eigentlich heterosexuell“ (viele bi+ Frauen) bzw. „eigentlich schwul“ (viele bi+ Männer) bezeichnet. 
Dabei können Personen sogar zum Coming-Out gedrängt werden, wie bei Kit Connor, Schauspieler aus der 
Serie „Heartstopper“. Daher ist es wichtig, bi+ Vorbilder zu schaffen und in Schulen, in den Medien und 
queeren Organisationen über bi+ aufzuklären.

Frank Thies und Samu/elle Striewski, Bi+Pride, BiNe – Bisexuelles Netzwerk e. V.

Was fordert die 
Bi+-Community?

Patrick Dörr und Alva Träbert vom 
LSVD-Bundesvorstand auf der Bi+-
Pride-Parade 2022
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Nach zwei digitalen Verbandstagen – der letzte Verbandstag 
in Präsenz fand 2019 in Berlin statt – konnte der LSVD die 
Mitglieder wieder in Köln vor Ort begrüßen.Alle freuten sich 

über ein Wiedersehen, Antragsbeschlüsse, Wahlen und inhalt-
liche Diskussionen zur innerverbandlichen Diversität. 

Die Zukunft des LSVD: Diversität, Repräsentation,
Communitystrukturen
Gabriela Lünsmann vom Bundesvorstand führte in das 

Schwer punktthema „Mit mehr Diversität in die Zukunft“ ein. 
Damit wird der Prozess weitergeführt und vertieft, der unter 
anderem durch die Änderung des SVD in den LSVD im Jahr 1999 
begonnen wurde. Wir wollen diverser werden, wir wollen uns für 
die Zukunft breiter aufstellen und wir wollen uns öffnen für neue 
Mit glieder aus der Community, die bis jetzt in der Verbandsarbeit 
noch kaum oder wenig sichtbar repräsentiert sind.

Daran anknüpfend stellte Sanja Bökle vom Max-Planck-
Institut zur Erforschung multireligiöser und multieth nischer 
Gesellschaften Göttingen zentrale Ergebnisse ihrer Forschung 
zum Engagement von Migrant*innen und Geflüchteten im  
LSVD vor.

Anschließend fand eine Podiumsdiskussion zum Thema 
Di versi fizierungsprozesse in Orga  ni sations strukturen statt, in 
der sich fünf Panelist* innen zu ihren praktischen sowie theore-
tischen Er fah rungs werten und Empfehlungen über Diver sität und 
Diversifizierung austauschten:

• Sheila Mysorekar, DIVERSITY KARTELL
• Dr. Stefan Sandbrink, ASB NRW
• Inka Lohmeier, JRK Niedersachsen
• Ina Neumann, KjG Köln
• Sanja Bökle, Soziologin vom Max-Planck-Institut

Das Diskussion bot vielseitige Inspiration, wie der LSVD den 
bereits etablierten Prozess vertiefen und praktisch angehen 
kann. Ein erster Schritt war dafür der bereichernde Dialog mit 
den anwesenden LSVD-Mitgliedern am Samstagnachmittag. 
Dort tauschten sich die Anwesenden im World-Café-Format 
an vier Tischen zu den Schwerpunkten „interne Prozesse“, 
„Öffentlichkeitsarbeit“, „Mitgliederwerbung“ und „Öffnung für 
neue Themen“ aus. Die Erkenntnisse und Handlungswünsche 
wurden anschließend im Plenum vorgestellt; per Beschluss 
erhielt der Bundesvorstand die Aufgabe, bis zum nächsten 
Verbandstag unter Ein beziehung der Landesverbände einen 
Fahrplan zur schrittweisen Umsetzung vorzulegen.

Queerpolitischer Status quo, Themenschwerpunkte 
des LSVD-Bundesverbands und beschlossene Anträge
Der zweite Tag begann mit der Dis kus sion und Be schluss   fas-

sung über die vorgelegten Anträge „Sexarbeit: Selbst   be  stim  mung 
statt Stigma“, „ERC voranbringen“ und „Selbst   be stim mungs  ge-
setz jetzt!“. Zudem wurde der „Antrag des Bundes vor  stan  des 
zu Revision und Modernisierung des Verteilsystems von Geld-, 
Sach- und Strukturleistungen an Landesverbände“ be schlossen.

Im Rahmen der Vorstellung des Tätigkeits- und Finanzberichts 
wurden Schlaglichter auf die queerpolitischen Highlights und 
die Aktivitäten des Bundesvorstands im letzten Jahr geworfen: 
Der LSVD hat an der Debatte um eine umfassende Reform im 
Abstammungsrecht partizipiert, die sowohl im Koalitionsvertrag 
als auch im Aktions plan „Queer leben“ der Bundesregierung als 
Vor haben der Ampelregierung formuliert wurde. Allerdings liegt 
noch kein Gesetzesentwurf vor; eine Änderung der diskriminie-
renden Regelung für Elternteile in einer gleich ge schlecht lichen 
Partner schaft oder mit trans* Identität steht damit weiter-
hin aus. Als Diversitätsverband, der die komplette LSBTIQ*-
Community im Blick hat, haben wir im letzten Jahr auch die 
Diskussion und den Pro zess zum Selbstbestimmungsgesetz 
begleitet. Auf dem Feld der Migrationspolitik sind ins besondere 
die Abschaffung des „Diskretionsgebotes“ und die Einrichtung 
einer Koordinierungsstelle zu nennen. Zudem hat der LSVD die 
Veränderung des Spielrechts im Fußball für trans*, inter und 
nichtbinäre Personen und die Berichterstattung zur Menschen-
rechtslage in Katar begleitet. Außerdem ist der LSVD beim 
Kampf gegen die steigenden Zahlen von LSBTIQ*-feind licher 
Hasskriminalität in einen Arbeitskreis gegen Queerfeindlichkeit im 
Bundesinnenministerium eingebunden.

Kerstin Thost, LSVD-Pressesprecher*in

 Am 11./12. März 2023 in Köln

Der 35. LSVD-Verbandstag
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2. Fotoreihe Mitglieder und Hauptamtliche verfolgen das Programm am Verbandstag
3. Fotoreihe Podiumsdiskussion zum Thema Diversifizierungsprozesse in Organisationsstrukturen

4. Fotoreihe World-Café zu den Schwerpunkten „interne Prozesse“, „Öffentlichkeitsarbeit“, „Mitgliederwerbung“ und „Öffnung für neue Themen“

Dem Bundesvorstand 2023 gehören an: (v. l. n. r.) Jörg Hutter Henny Engels, Stefanie Lünsmann-Schmidt, Mikhail Tumasov, Mara Geri, 
Alva Träbert, Philipp Braun, Andre Lehmann, Patrick Dörr und Christian Rudolph 
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Sexarbeit: 
Selbstbestimmung statt Stigma!

Sexarbeiter*innen sind in besonderem Maße von 
Gewalt, Diskriminierung, Stigmatisierung und Aus-
grenzung betroffen. Gleichzeitig werden sie von 

Staat und Gesellschaft bei der Ausübung ihrer Arbeit 
bevormundet. Trotz der Legalisierung von Sexarbeit in 
Deutschland gibt es keinen ausreichenden Zugang zu ziel-
grup penspezifischer Gesundheitsversorgung und Bera-
tung – diese Situation wird durch häufig vorlie gende 
Mehr fachdiskriminierung sowie Sprachbarrieren noch 
ver schärft. Sexarbeit ist gesellschaftliche Realität, um fasst 
ein breites Spektrum sexueller und geschlecht licher Viel-
falt und kann für LSBTIQ* eine Möglichkeit zur selbst-
bestimmten Arbeit sein. Für queere Sexarbeiter* innen 
kommen neben diversen Diskriminierungs dimensionen 
besondere Bedarfe dazu.

Sexarbeit ist vielfältig und umfasst Tätigkeitsfelder, die 
gesellschaftlich und politisch oft unterschiedlich bewertet 
und stigmatisiert werden. Erfahrungen, Lebens- und 
Arbeitsrealitäten von Sexarbeiter*innen stehen daher vor 
unterschiedlichen Herausforderungen. Unter Sexarbeit 
versteht der LSVD sämtliche Arbeiten in der Sexindustrie, 
die Arbeit als Escorts, Straßen- und Bordell-Prostitution, 
Onlinesex gegen Bezahlung und vieles mehr, was den 
Tausch einer sexuellen Dienstleistung gegen finanzielle 
oder materielle Vergütung beinhaltet. In der Sexarbeit 
sind auch lesbische, schwule, bisexuelle, queere, trans*, 
inter* und nichtbinäre Personen tätig. Es gibt jedoch auch 
Angebote, die dezidiert außerhalb cis/heteronormativer 
Parameter stattfinden, ohne dass die Arbeiter*innen selbst 
Teil der LSBTIQ*-Community sind.

Warum positioniert sich der LSVD zu Sexarbeit?
Queerfeindlichkeit ist gerade für Personen, die in der 

Sexarbeit tätig sind, ein alltägliches Problem. Gleichzeitig 
erfahren LSBTIQ* Sexarbeitende in vielen Teilen des 
Arbeitsmarktes noch immer massive Ausgrenzung. Dabei 
sind sie in ihrer Tätigkeit mitunter gezielt LSBTIQ*-
feindlicher Gewalt ausgesetzt und erfahren oft auch inner-
halb der Arbeitsstrukturen der Sexarbeit Ausgrenzung. 
Dem muss entgegengewirkt werden.

Die Position des LSVD zu Sexarbeit bezieht 
sich klar auf eine konsensuelle sexu el le oder 
sexualisierte Dienstleistung zwischen voll-
jährigen Geschäfts partner* innen gegen Ent-
gelt oder andere materielle Güter. Sexu elle 
Ausbeutung ist eine Menschen rechts ver let-
zung. Sie muss bekämpft und Täter* innen 
kon se quent strafrechtlich verfolgt werden. 
Betroffene müssen geschützt werden.

Zentrale Forderungen des LSVD
Die Forderungen des LSVD für die Rechte 

von Sexarbeitenden wurden unter Einbezug 
von Sexarbeiter*innen und ihrer diver sen 
Realitäten formuliert. Wir fordern deshalb, 
dass sie bei allen wesentlichen Schritten in 
der Gesetzgebung und der Umsetzung als 
Expert* innen einbezogen werden. Wir fordern 
von der Politik

• eine vollständige Entkriminalisierung von Sexarbeit,
• ein Ende staatlicher/nichtstaatlicher Überwachung,
• und die Verbesserung des gesetzlichen Schutzes 
  vor Diskriminierung. 

Zudem sollen Politik und Zivilgesellschaft die Aufklä-
rung, Beratung und gesundheitliche Versorgung unter 
Einbezug von Berufsverbänden und Selbstorganisationen 
verbessern. Das bedeutet unter anderem

• Aufklärung von Fachkräften für Bedürfnisse queerer  
  Sexarbeiter*innen,

• Sensibilisierung bestehender Angebote für Sex-  
  arbeiter*innen für queere Themen,

• eine entstigmatisierende Informations- und Be  ra-   
  tungspraxis: niedrigschwellig, mehrsprachig, auch  
  digital und unabhängig vom Aufenthaltsstatus sowie  
  sensibel in der Ansprache.

Kerstin Thost, LSVD-Pressesprecher*in

www.lsvd.de/de/ct/8830-beschluss-sexarbeit 

 Zum Beschluss auf dem 35. Verbandstag

Abstimmung beim 35. LSVD-Verbandstag 
2023 in Köln
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So., 10. September 2023, 10:30–16:30 Uhr
FORUM Volkshochschule im Museum am Neumarkt (Cäcilienstr. 29–33, 50667 Köln) 

Mit freundlicher Unterstützung von:
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Weitere Infos und Anmeldung:  
selbstverstaendlich-vielfalt.de/lsvd/ 

Regenbogenparlament

https://www.bikablo.com/
https://selbstverstaendlich-vielfalt.de/lsvd/
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Lesbische Sichtbarkeit

Glückwunsch zur Hoch  -
zeit und den öf fent  lichen 
Post dazu. So etwas 

brauchen wir mehr“. Solche 
und ähn liche Rück  mel dungen 
haben wir auf einen LinkedIn- 
Post er halten, der eigent  lich nur 
über die Na mens  änderung im Zuge unserer Heirat informieren sollte. Das 
Foto eines weiblichen Braut paares sorgte jedoch für eine Welle an Auf-
merk sam keit, die wir so nicht erwartet hatten, die uns aber in einer Sache 
letzt lich bestärkte: Wir brauchen mehr lesbische Sichtbarkeit!

Denn ganz offensichtlich war es für viele insbesondere im beruflichen 
Kon text eine neue Erfahrung, dass zwei Frauen ganz selbstverständlich 
mit ihrer Beziehung in die Öffentlichkeit gehen. Das zeigt: Noch immer 
werden lesbische Frauen nicht wahrgenommen. Sie sind oft unsichtbar, 
in der Unterzahl oder werden nur mitgemeint. Es fehlt an geouteten 
Vorbildern und auch an einem gemeinsamen Selbstverständnis. 

Woran liegt das?
Zum einen sicher daran, dass Frauen ohnehin noch nicht gleichgestellt 

sind. Trotz vieler Fortschritte leben wir nach wie vor nicht nur in einer 
patriarchal, sondern auch heteronormativ geprägten Gesellschaft. Les-
bische Frauen machen daher oft mehrfach diskriminierende Erfahrungen, 
insbesondere wenn noch weitere Merkmale wie zum Beispiel ein 
Migrationshintergrund hinzukommen. Sie engagieren sich seltener, 
ziehen sich ins Private zurück und vermeiden öffentliche Wahrnehmung.

Außerdem gibt es Frauen, die sich mit der Bezeichnung Lesbe 
nicht (mehr) identifizieren können, sie verwenden andere Labels oder 
vermeiden diese ganz. Das ist zu akzeptieren, stellt aber für lesbische 
Sichtbarkeit ein Problem dar.

Wie lässt sich das ändern? 
Stephanie Kuhnen, Autorin des Buches „Lesben raus“, verweist 

in einem Interview auf die kleinen Dinge. Ja, einfach auch mal in der 
Öffentlichkeit knutschen.  

Angela Andresen von ARCO, dem Pride Netzwerk der Commerzbank, 
war es leid, dass sie gefragt wurde, ob die Frau auf dem Foto auf ihrem 
Schreibtisch ihre Schwester sei. Auch im Netzwerk waren die Frauen sel-
ten aktiv. Sie sprach diese daher gezielt an. Daraus entstand ein monatli-
cher virtueller Ladies-Lunch, der Frauen aus verschiedenen Unternehmen 
und Netzwerken zusammenbringt und den Austausch fördert. 

Gemeinsam wurde zum Lesbian Visibility Day am 26. April die 
Hashtag-Kampagne #theLworksout gestartet. Der LSVD und PROUT 
AT WORK unterstützten die Kampagne, sodass viele Frauen mit ihrem 
Foto unter dem Hashtag sichtbar wurden und damit auch anderen Mut 
machten. 

Susanne Kalka, Autorin von „Lesbisch. Feministisch. Sichtbar“, macht 
im Vorwort ihres Buches ebenfalls deutlich, wie wichtig Vorbilder sind. 
Denn als sie zum ersten Mal den Gedanken hatte, sie könne lesbisch 
sein, machte ihr das Angst. Lesben gab es in ihrer Welt nicht, lediglich 
als Abweichung von der Norm, als etwas Sonderbares, etwas Anderes, 
etwas Fremdes. Ihr Buch stellt daher unterschiedliche lesbische Frauen 
vor, die uns ermutigen können, „unseren ganz eigenen individuellen Weg 
zu gehen.“

Der eigenen Stimme eine Plattform geben
Diesen Weg ist zum Beispiel Ricarda Hofmann mit ihrem Podcast 

„Busenfreundin“ gegangen, und auch wir haben mit „Zungenfertig“ 
dieses Format gewählt, um einen Beitrag zur lesbischen Sichtbarkeit zu 
leisten. Nicht zuletzt kommen lesbische Personen auch immer häufiger 
in TV-Formaten wie Vorabendserien, Spielfilmen oder Shows vor und 
zeigen, dass Lesben weder humorbefreit noch langweilig sind. 

Fazit: Sichtbarkeit bedeutet Wahrnehmung. Sie ist wichtig, um anderen 
Mut zu machen und Veränderungen zu bewirken. Denn nur, wenn les-
bische Vielfalt sichtbar gemacht wird, findet lesbische Sichtbarkeit in der 
Gesellschaft auch statt. 

Sabine und Julia Ostrowicki,
LSVD Sachsen und Hessen

 Vom Fremden zum Selbstverständlichen
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Mit dem Auftreten von AIDS in den 1980er Jahren wurden schwule 
und bisexuelle Männer bei der Blutspende als Hochrisikogruppe ein-
gestuft. Sex unter Männern führte zu einem dauerhaften Ausschluss 

von der Blutspende. Dies wurde damals mangels Testmöglichkeiten für 
notwendig erachtet, um Blutspende-Empfänger*innen vor HIV zu schüt-
zen. Seither haben sich Nachweistechniken, Präventions- und Be hand-
lungsmöglich keiten stark verbessert. Menschen haben mittler weile ihr 
Infektionsrisiko für HIV und andere sexuell übertragbare Krank heiten selbst 
in der Hand und können es durch Beachtung von Safer-Sex- Regeln mini-
mieren. Das gilt für alle, unabhängig vom eigenen Geschlecht und dem ihrer 
Sexualpartner*innen. 

Die pauschale Einstufung von Männern, die Sex mit Männern haben 
(MSM), als Risikogruppe ist nicht mehr notwendig, um die Sicherheit von 
Blutspenden zu gewährleisten. Dasselbe gilt für trans* Spender*innen, 
die ebenfalls ohne wissenschaftliche Begründung als eigene Risikogruppe 
für sexuell übertragbare Krankheiten eingestuft werden. Das Festhalten 
an diesen Risikogruppen ist diskriminierend und hat eine stigmatisierende 
Wirkung für die breite Öffentlichkeit. Auch heute ist das Narrativ von AIDS 
als „Schwulenkrankheit“ verbreitet, gibt es Vorurteile gegen schwulen 
Sex oder Sex mit trans* Personen als schmutzig oder gefährlich. Die 
Blutspenderegelungen verhärten diese Narrative ohne Not.

Den Komplettausschluss für MSM hob die Bundesärztekammer 2017 
auf: Seither durften MSM nach zwölfmonatiger sexueller Enthaltsamkeit 
spenden – eine Regelung, die häufig weiterhin einem Ausschluss gleichkam 
und für die es keine gute Begründung gab. Alle Blutspenden werden vor der 
Verwendung auf Infektionskrankheiten untersucht, Infektionen können nach 
drei Monaten zuverlässig festgestellt werden – eine einjährige Frist entbehrte 
jeder wissenschaftlichen Erklärung. 

Nach heftiger Kritik, auch durch den LSVD, änderte die Bundesärzte-
kammer 2021 die Regelung erneut. Seither ist die Rückstellfrist für alle vier 
Monate. Allerdings dürfen MSM nicht spenden, wenn sie in den letzten vier 
Monaten einen neuen oder mehr als einen männlichen Sexualpartner hatten. 
Heterosexuelle Männer und Frauen werden hingegen nur bei „häufig wech-
selnden“ Partner*innen von der Blutspende ausgeschlossen.

Die Unterstellung, dass Sexualkontakte zwischen Männern per se eine 
höhere Infektionsgefahr bedeuten, ist genauso diskriminierend wie absurd. 
Entscheidend für das Risiko ist, wie Sexualkontakte im Hinblick auf 

Über tragungsrisiken gestaltet werden. Dabei spielen Schutzmethoden  
(z. B. Kondom) und Sexualpraktiken eine Rolle. Für die Wirksamkeit dieser 
Maß nahmen spricht, dass HIV-Neuinfektionen bei MSM deutlich und stabil 
zurück gehen. Bei heterosexuellen Männern steigen sie hingegen – das 
Risiko hängt eben nicht von der sexuellen Orientierung oder geschlechtlichen 
Identität ab.

Mit der Diskriminierung bei der Blutspende könnte es aber bald vorbei 
sein: Im Koalitionsvertrag der Ampelregierung ist dies vereinbart. Im März 
2023 entschieden Bundestag und Bundesrat über eine Änderung des 
Transfusionsgesetzes. Künftig muss die Risikobewertung auf Grundlage des 
individuellen Sexualverhalten erfolgen – ohne Berücksichtigung der sexuellen 
Orientierung und der Geschlechtsidentität. 

Es liegt nun an der Bundesärztekammer, ihre Regelungen anzupassen. 
Dazu hat sie ab Inkrafttreten des Gesetzes vier Monate Zeit. Wir hoffen, dass 
sie ihre Blockadehaltung aufgibt und diskriminierungsfreie Rückstellungskri-
terien ent wickelt. Der LSVD wird die Umsetzung genau beobachten.

Dr. Sarah Ponti, LSVD-Grundsatzreferentin

 Gesetzesänderung soll Diskriminierung beseitigen

Dürfen wir 
bald Blut spenden?
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In der Biologie ist schon lange klar: Es gibt mehr als zwei 
Geschlechter. Die Weltgesundheitsorganisation hat 2018 be -
schlos sen, „Transsexualität“ von der Liste psychischer Krank-

heiten zu streichen. Die Tatsache, dass mehr trans* Menschen 
ein Coming-out haben, hängt eng mit der Ent pa  tho lo gisie-
rung von Trans*geschlechtlichkeit zusammen. Da durch wurde 
weiter wissenschaftlich bestärkt, dass trans* Men schen in 
ihrer Existenz und Selbstbestimmung mehr als valide sind. 
Während dessen werden weiterhin viele trans* feind liche Mythen 
re produziert, insbesondere bei der gesellschaft lichen Debatte 
um den längst überfälligen Ersatz des verfassungs widrigen 
„Trans sexuellengesetzes“ (TSG) durch ein Selbst bestim mungs-
gesetz. Doch woher kommen transfeindliche Mythen und wie 
können wir ihnen fachlich begegnen? 

Gegner*innen sprechen trans* Personen, die keine operative 
Angleichung der primären Geschlechtsorgane vornehmen, sowie 
nicht-binären Menschen ihr Recht auf Existenz ab. Außerdem 
berufen sie sich immer wieder auf die Tatsache, dass es trans* 
Menschen gibt, die ihre Transition bereuen und infolgedessen 
in die Detransition gehen. Eltern werden dabei gerne durch 
Stimmungsmache irregeführt, indem junge Personen, die in die 
Detransition gingen, mit ihren persönlichen Lebensgeschichten 
öffentlich vorgeführt werden. Die Gründe von trans* Menschen, 
die ihre Transition bereuen, sind jedoch von Fall zu Fall verschie-
den, liegen jedoch häufig in negativen Reaktionen des Umfelds 
auf die Transition begründet.

Wann finden geschlechtsangleichende Maßnahmen eigent-
lich statt?
Der „Schutz“ Jugendlicher vor geschlechtsangleichenden 

Maßnahmen wird bei trans*feindlicher Rhetorik oft in den 
Vordergrund gestellt. In der Europäischen Studie „A long way to 
go for LGBTI equality“ (2020) gaben 46 Prozent der befragten 
trans* Personen an, sich keinerlei geschlechtsangleichenden 
Maßnahmen unterzogen zu haben, 42 Prozent taten dies 
erst zwischen dem 35. und 54. Lebensjahr. Nur ein Prozent 
nahm eine Angleichung zwischen dem sechsten und neunten 
Lebensjahr vor und zwei Prozent zwischen dem zehnten und 
14. Lebensjahr. Sechs Prozent der Befragten vollzogen ihre 
Geschlechtsangleichung zwischen dem 15. und 17. Lebensjahr. 

Keine*r der Befragten war bei der Geschlechtsangleichung 
fünf Jahre alt oder jünger. Trotzdem wird verbreitet, dass 
trans* lediglich ein Hype, Trend, eine Phase oder eine anste-
ckende Erkrankung sei, die auch durch Eltern-Kind-Konflikte, 
Recherchen im Internet zum Thema trans* oder soziale Kontakte 
zu gleichaltrigen queeren Personen ausgelöst werden könne. 

Kann Geschlechtsdysphorie schnell einsetzen?
Bei trans*feindlicher Stimmungsmache wird eine Quelle 

überdurchschnittlich oft zitiert: So fand Dr. Lisa Littmann 
2018 angeblich eine neue Art geschlechtsspezifischer Dys-
phorie und bezeichnet diese als „rapid-onset gender dysphoria“ 
(ROGD). Diese „schnell einsetzende Geschlechtsdysphorie“ 
von Littman ist aber nicht klinisch validiert. Es ergeben sich 
metho dische Probleme aus der Verwendung eines patholo-
gisierenden Rahmens und einer Sprache der Pathologie, um 
Trans*geschlechtlichkeit sowohl als gleichbedeutend mit einer 
Infektionskrankheit als auch einer psychischen Störung gleich-
zusetzen.

Das Einwilligungsformular ermöglichte Littmann bei der 
Auswahl der Eltern die Möglichkeit zur Selektion der unter-
suchten Gruppe. So suchte sie gezielt nach Eltern, die den 
Eindruck hatten, dass ihre Kinder sehr viele Freund*innen aus 
der Trans*-Community hatten. Mehrere Websites, über wel-
che zur Teilnahme an der Studie aufgerufen wurde, äußerten 
negative Ansichten zu medizinischen und chirurgischen Ein-
griffen bei geschlechts dysphorischen Jugendlichen und jungen 
Er wachsenen. Folglich werden das Studiendesign und die Inter-
pre tation der Ergebnisse pathologisierend eingerahmt. 

Queerflexiv ist ein Kooperationsprojekt des LSVD Nordrhein-
West falen für Lehrkräfte und weiteres pädagogisches Fach-
personal zur bundesweiten Akzeptanzförderung an Schulen. Als 
Projekt leiter von Queerflexiv sammeln wir Daten im Rah men 
unser er Fort bildungen mittels einer Prä-Befragung (die sich 
streng an wissen schaftlichen Arbeiten orientiert). Dabei wird 
deut lich, dass es eine starke Diskrepanz unter den Teilneh-
menden gibt. Manche, die angeben, keine Vorurteile gegenüber 
ge schlecht licher und sexueller Vielfalt zu haben, legen im glei-
chen Atem zug offen, dass sie sich selbst kein Kind wünschen, 
das selbst Teil von geschlechtlicher Vielfalt ist. 

Aufklärung statt Hetze

Trans*feindliche Mythen  
und Fakten
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Schutz bedeutet Unterstützung
Während mit Geschlechtsdysphorie verbundener Stress dia-

gnostizierbar ist, darf die Diagnose jedoch nicht zur Stig-
matisierung oder Pathologisierung verwendet werden (Quelle: 
Prof. Dr. Eli Coleman, Dr. Walter Bockting. in „Standards of 
Care for the Health of Transsexual, Transgender, and Gender-
Nonconforming People“). In verschiedenen Studien zeigte sich, 
dass viele trans* Personen Suizid-Gedanken hegen und an 
Depressionen leiden. Es ist deswegen für die psychische 
Gesundheit entscheidend, dass trans*, intergeschlechtliche 
und nicht-binäre Kinder und Jugendliche von ihren Eltern, 
den Mitschüler*innen und den Lehrkräften unterstützt werden. 
Denn soziale Kontakte sind insbesondere für 16- bis 26-jährige 
Personen von größter Bedeutung im Leben. 

Littman hingegen pathologisiert Geschlechtsdysphorie, be -
schreibt sie als ein ungesundes Muster der Verstärkung unter 
Gleichaltrigen mit Trans*identifikation und verknüpft es mit 
einem Verhalten, das sie als „Eltern und Ärzte täuschen“ 
beschreibt.  Was, wenn eine Person darum bittet, dass alle 
Infor mationen von Eltern und medizinischen Quellen ignoriert 
werden? Dies sollte zumindest den Verdacht aufkommen lassen, 
dass das, was die Person präsentiert, möglicherweise nicht sehr 
entgegenkommend ist, und Ärzt*innen sollten mit Vorsicht vor-
gehen. Die Gründe hierfür können in trans*- und homophoben 
Einstellungen der Eltern und/oder Diskriminierungserfahrung 
bei anderen Ärzt*innen liegen. Trans* Kinder und Jugendliche 
müssen auch vor Diskriminierungen durch Eltern, Schule oder 
Ärzt*innen geschützt werden.

Menschen verlieren keine Rechte, 
wenn andere dieselben Rechte bekommen!
Mein Recht auf mein selbstbestimmtes Leben wird nicht 

weniger, wenn eine andere Person das gleiche Recht auf ihr 
selbstbe stimmtes Leben hat. Die queere Community leug-
net durch die Ver wendung von Selbstbezeichnungen und der 
Selbstaus kunft von trans* Personen nicht die Existenz von 
Frauen und Männern, wie viele Gegner* innen eines Selbst be-
stimmungs ge  setzes behaupten. Vielmehr wird durch Aufklärung  

und Beratungsarbeit für Respekt der wissenschaftliche Konsens 
verbreitet, dass geschlechtliche Vielfalt existiert. 

Deshalb sollten wir uns damit auseinandersetzen, wie be -
stimm te Studien erhoben werden und wer welche wissenschaft-
lichen Fakten als Fachexpertise zum Thema geschlechtliche 
Vielfalt liefert. Hass und Hetze, die durch inter national orga-
nisierte menschenfeindliche Netzwerke verbreitet werden, gilt 
es die Ergebnisse valider Studien entgegenzuhalten. Das schützt 
trans*, intergeschlechtliche und queere Menschen. Diese men-
schenfeindlichen Netzwerke verbreiten oft auch andere Dis-
kri mi nie rungen, wie Rassismus und Antisemitismus. Damit 
versuchen sie, die Mehrheitsgesellschaft gegen Minderheiten 
aufzubringen und die Gesamtgesellschaft und ihre demokrati-
schen und sozialen Strukturen zu spalten. 

Menschen sind zwar verschieden. Aber unsere Rechte müs-
sen jedoch gleich sein. Dazu trägt eine wissenschaftliche 
Aufklärung bei.

Jack Kaltepoth,  
LSVD Nordrhein-Westfalen

Mehr zum Thema trans*feindliche Mythen ist in der 
Broschüre „Soll Geschlecht jetzt abgeschafft werden?“ 
des LSVD-Bundesverbands in Kooperation mit dem 
Bundesverband Trans* (BVT) zu lesen. 

12 Antworten auf Fragen zum Thema Selbstbestimmungsgesetz und Trans*geschlechtlichkeit in unserer Broschüre.
Foto: LSVD
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Die Bundestagsgedenkstunde am 27.01.2023: ein geschichtspolitisches Coming-out

Es war ein denkwürdiger Tag: 
Am 27. Januar 2023, dem 
„Tag des Gedenkens an die 

Opfer des Nationalsozialismus“, 
gedachte der Deutsche Bundes-
tag erstmals der queeren Opfer 
des Nationalsozialis mus – und 
ver schwieg dabei nicht, dass 
auch die Bundes repu blik in ihrer 
Ge  schich te queere Menschen 
dis    krimi niert und verfolgt hat – 
eine Premiere in der Erinnerungs-
kultur.

Queere Menschen sind in 
Öf fent lichkeit und Politik zwar 
mitt ler weile sichtbar und wer-
den mehr und mehr selbstver-

ständlicher Teil der Gegenwart. Das laute und selbstbe-
wusste „Ich bin schwul – und das ist auch gut so“ von 
Klaus Wowereit im Jahr 2003, das viel leisere, aber 
min destens genauso selbstbewusste Coming-out von 
Barbara Hendricks im Jahr 2013 oder das Coming-out 
von Georgine Kellermann 2019 als trans* Frau zeigen, 
dass queere Menschen das Recht auf Sichtbarkeit ein-
fordern.

Das sind Erfolgsgeschichten. 
„Selbstverständlicher Teil der Gegenwart“ heißt für 

queere Menschen natürlich noch immer, dass es der 
mutigen Praktik eines Coming-outs bedarf, um sichtbar 
zu werden. Erfolgreiche Coming-out-Geschichten sind 
immer auch Geschichten eines vorherigen Versteckt-
Seins. Und es ist paradox: Queere Menschen sind in 
den vergangenen Jahren in der öffentlichen Gegenwart 
angekommen, aber jetzt erst werden sie sehr langsam 
zu Menschen mit Geschichte. Der allmählichen und 
zögerlichen Anerkennung in der Gegenwart folgt damit 
die Anerkennung als Menschen mit einer Geschichte, die 
gehört, geschrieben und hoffentlich immer kontrovers 
und neu ausgehandelt wird. 

Vor diesem Hintergrund kann die Gedenkstunde vom 
27. Januar 2023 als ein geschichtspolitisches Coming-
out bezeichnet werden. Denn an diesem Tag machte 
der Deutsche Bundestag sichtbar und öffentlich, dass 
auch die Verfolgung queerer Menschen Teil der offiziellen 
deutschen Geschichts- und Erinnerungskultur ist. Es 
dürfte schwerfallen, hinter einen solchen Schritt wieder 
zurückzufallen. Damit wurde aber nicht der harmo-
nische Endpunkt einer Auseinandersetzung mit queerer 
Geschichte geschrieben, sondern ein hart erkämpfter 
erster Etappensieg. 

Und in der Tat hat es einen langjährigen Einsatz 
queerer Aktivist*innen gebraucht, um zu einem solchen 
geschichtspolitischen Coming-out zu gelangen. 

Was können wir daraus lernen?
Erstens vielleicht:  Do it yourself! – Wer darauf wartet, 

dass es der Mehrheitsgesellschaft irgendwann von selbst 
einfällt, mit der Diskriminierung und Verfolgung queerer 
Menschen aufzuhören, der oder die ist ausgesprochen 
schlecht beraten. Genauso schlecht beraten sind diejeni-
gen, die darauf warten, dass es der Mehrheitsgesellschaft 
von selbst einfällt, marginalisierte Gruppen in den hege-
monialen Gedenkkonsens aufzunehmen. Mir zumindest 
sind keine Beispiele bekannt, in denen es nicht der hart-
näckigen Initiative der „Betroffenen“ selbst zu verdanken 
wäre, dass das Gedenken an ihre Geschichte Eingang in 
die „allgemeine“ Erinnerungskultur genommen hat. 

Und zweitens vielleicht: Sei stolz und undankbar! 
Der 27. Januar 2023 war ein wichtiger Tag für queere 
Menschen, auf den es sich lohnt, stolz zu sein. Zu hoffen 
bleibt, dass die queere Community dabei nicht in die Falle 
eines bundesdeutschen Wiederaufarbeitungspatriotismus 
tappt. Denn: die Bundesrepublik hat insgesamt einfach 
viel zu lange gebraucht, um sich vom Nazi-Unrecht 
gegen queere Menschen zu verabschieden. Sie hat die 
Opfer spät rehabilitiert und zu lange eine öffentliche 
Anerkennung des Unrechts verweigert. Das ist nach wie 
vor Grund genug, noch immer sehr undankbar zu sein.

Prof. Dr. Martin Lücke, 
Professor für Geschichte, FU Berlin

Erinnern warum?

Foto: Caro Kadatz
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19.01.1996:
Bundespräsident Prof. Dr. Herzog hielt im Deutschen 

Bundes tag die erste Rede zum „Tag des Gedenkens an die 
Opfer des Nationalsozialismus“. Seither wird der Gedenktag 
jährlich am 27. Januar begangen, dem Tag der Befreiung des 
Konzentrationslagers Auschwitz im Jahr 1945 durch Soldaten 
der Roten Armee. (Quelle: Bundestag)

03.05.2001: 
Die Initiative „Der homosexuellen NS-Opfer gedenken“ 

und der LSVD treten mit dem Aufruf „Ein Denkmal für die im 
Nationalsozialismus verfolgten Homosexuellen“ an die Öffent-
lichkeit. Zahlreiche Prominente unterzeichnen den Aufruf.

27.05.2008: 
In Berlin übergibt Bundeskulturstaatsminister Bernd Neu-

mann das Denkmal für die im Nationalsozialismus verfolgten 
Homosexuellen der Öffentlichkeit. Für den LSVD spricht auf 
der Veranstaltung Bundesvorstand Günter Dworek. Er erin-
nert an die Verfolgung im Nationalsozialismus sowie in der 
Nachkriegszeit und betont die Bedeutung des Gedenkorts für 
die Gegenwart.

03.06.2018: 
Anlässlich des 10. Jahrestages des Denkmals besucht 

mit Bundespräsident Steinmeier erstmals ein deutscher 
Staatschef den Gedenkort und überhaupt eine LSBTIQ*-
Veranstaltung. In seiner vielbeachteten Rede bittet der Bun-
despräsident ausdrücklich um „Vergebung – für all das 
geschehene Leid und Unrecht, und für das lange Schweigen, 
das darauf folgte.

15.01.2019: 
Der Bundestag soll am Holocaust-Gedenktag im Jahr 

2021 erstmals explizit auch der homosexuellen Opfer des 
NS- Regimes gedenken: Das fordert eine bereits 2018 ein-
gebrachte Petition an das Bundestagspräsidium erneut – initi-
iert vom Historiker Dr. Lutz van Djik. Bundestagspräsident 
Schäuble hatte die Initiator*innen bislang vertröstet: Er wolle 
frühestens 2020 über das Anliegen entscheiden. (Quelle: 
Tagesspiegel)

01.05.2022: 
Im Rahmen der 77. Befreiungsfeier findet zum ersten 

Mal auch das Gedenken der lesbischen Opfer in der Mahn- 
und Gedenkstätte Ravensbrück offiziell statt. Die Initiative 
„Autonome feministische Frauen und Lesben aus Deutsch-
land und Österreich“ übergibt der Öfffentlichkeit ein Interims-
Gedenkzeichen an lesbische Inhaftierte in Form einer Scheibe. 

21.07.2022: 
Das amtierende Bundestagspräsidium unter Bundes tags-

präsidentin Bas hat beschlossen, im kommenden Jahr die 
NS-Opfer ins kollektive Gedächtnis zu rufen, die aufgrund 
ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität 
verfolgt, inhaftiert und ermordet wurden. Der LSVD begrüßt 
dies.

27.01.2023:
 Der Bundestag hält zum ersten Mal eine Gedenkstunde für 

die aufgrund ihrer sexuellen Orientierung oder geschlechtli-
chen Identität verfolgten Opfer des Nationalsozialismus ab.

 Welche Schritte haben zu diesem historischen Tag geführt?

Gedenkstunde für queere Opfer 
des Nationalsozialismus

Foto: Caro Kadatz
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Anfang März haben das Auswärtige Amt (AA) und das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) Leitlinien zu feministischer Außen-

politik bzw. Entwicklungspolitik vorgestellt. Der LSVD begrüßt, 
dass die beiden Ministerien Menschenrechte und Mehr fach-
diskriminierungen in ihrer Arbeit mehr in den Fokus rücken 
wollen und damit zentrale Forderungen des LSVD und der HES 
umsetzen. Aber was ist eigentlich mit feministischer Außen-
politik gemeint – und was bedeutet das für Lesben, Schwule, 
Bisexuelle, trans*, inter und queere Menschen (LSBTIQ*)?

Was bedeutet „feministische Außenpolitik“ und 
woher kommt das Konzept?
„Feministische Außenpolitik“ ist eine Art von Verständnis 

für Außenpolitik, jedoch handelt es sich nicht um einen fest-
gelegten Katalog mit konkreten politischen Forderungen, bzw. 
möglichen Maßnahmen. Auf diesem Ansatz aufbauend können 
konkrete Maßnahmen auf verschiedenen Ebenen der Außen- 
und Entwicklungspolitik analysiert und angepasst werden. 
Dazu zählen zum Beispiel repräsentative Maßnahmen wie 
Quotenregelungen in einem besonders cis-männlich domi-
nierten Politikfeld oder auch gezielte finanzielle Förderung. Erste 
Forderungen in Richtung einer feministischen Außenpolitik 
finden sich bereits 1915 bei der „Women’s International League 
for Peace and Freedom“. Feministische Außen- und Ent-
wicklungspolitik stützt sich zudem auf mehrere Resolutionen 
und die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen.

Deutschland folgt jetzt dem Beispiel von acht Ländern mit 
einer freiwilligen Selbstverpflichtung. Die enge Zusammenarbeit 
zwischen AA und BMZ bei der Einbeziehung von LSBTIQ* in die 
feministische Außen- und Entwicklungspolitik konnte auf der 
Zusammenarbeit beim LSBTI-Inklusionskonzept von 2021 auf-
bauen. Im Inklusionskonzept ist bereits mit konkreten Beispielen 
und Umsetzungsideen dargestellt, wie diese Inklusion und das 
Mitdenken von LSBTIQ* aussehen sollte. Hier haben sich die 
Vorschläge und Forderungen der Zivilgesellschaft (u.a. LSVD und 
HES) stark niedergeschlagen. LSBTIQ* sind in beiden Papieren 
durchweg erwähnt und als marginalisierte Gruppe benannt.

Auswärtiges Amt und BMZ haben sich im Rahmen der 
feministischen Außen- und Entwicklungspolitik erneut klar zur 
Stär kung von LSBTIQ* und ihren Menschenrechten in aller Welt 
bekannt. Damit wird nicht nur ein Vorhaben des Koalitions-
vertrags um gesetzt, sondern auch ein Kulturwandel in Deutsch-
lands inter nationalen Beziehungen weitergeführt, der sich nicht 
davor scheut, Feminismus als zentrale Voraussetzung zu benen-
nen. Der Begriff ist neu, aber die Politik will fortsetzen und inten-
sivieren, was als Geschlechtergleichstellung, Gender Aktions-
plan, Gender strategien, Gender Mainstreaming etc. seit vielen 
Jahren gemacht wird.  Die Veröffentlichung der Konzeptpapiere 
zu femi nistischer Außen- und Entwicklungspolitik ist ein wich-
tiger Schritt, denn LSBTIQ* sind in vielen Ländern, nicht nur 
im Globalen Süden, sondern auch in EU-Mitgliedsstaaten wie 
Ungarn und Polen staatlicher Verfolgung, Gewalt und gesell-
schaftlicher Diskriminierung ausgesetzt. Beide Politikfelder müs-
sen konstant als LSBITQ*-inklusiv gedacht werden.

Welches Konzept von Feminismus steckt hinter 
den Positionspapieren?
Für die Erstellung und Konzeption konkreter Maßnahmen ist 

die Konzeption von „Feminismus“ von integraler Bedeutung. 
Sowohl den Leitlinien des AA als auch denen des BMZ liegt 
ein intersektionales Verständnis von Feminismus zugrunde. 
Deshalb wird die Anerkennung struktureller Ungleichheiten aller 
Art in den Fokus von Außen- und Entwicklungspolitik gestellt. 
Feministische Außen- und Entwicklungspolitik und damit auch 
die Diskriminierungskategorien beziehen sich deshalb sowohl 
auf das auswärtige Handeln als auch auf die Organisation des 
Ministeriums selbst.

Beim Thema Geschlechterparität ist nur von Frauen und 
Männern die Rede. Wo ausdrücklich von der Gleichstellung 
der Geschlechter (also aller) die Rede ist und LSBTIQ*, also 
auch trans*, überall mitgedacht werden sollten, sollte das 
in den Daten des Auswärtigen Amts auch abzulesen sein. 
Und um überzeugend auch im eigenen Haus verschiedene 
Diskriminierungs dimensionen und deren Verschränkungen in 
den Blick zu nehmen, wären weitere Daten nötig. 

 Was bedeutet das für LSBTIQ*?

Feministische Außenpolitik/ 
Entwicklungspolitik

respekt | bundesverband!
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„Postkolonial und antirassistisch“ 
– Was bedeutet das konkret?
Im BMZ-Papier wird eine Entwicklungspolitik angekündigt, 

die „postkolonial und antirassistisch“ ist. Das ist fortschrittlich 
und ein Erfolg für die beteiligte Zivilgesellschaft, die das in den 
Konsultationen immer wieder gefordert hatte. Wenn allerdings 
keine post-kolonialen Realitäten erläutert werden, lässt sich 
aus dem lobenswerten Vorsatz noch kein praktisches Handeln 
ableiten. Wir fordern einen machtkritischen (Lern-)Prozess und 
die Anerkennung, dass sich auch in der heutigen deutschen 
Entwicklungszusammenarbeit koloniale Kontinuitäten und ras-
sistische Denkmuster niederschlagen, die ein entsprechendes 
konkretes Handeln erfordern, um hier entgegenzuwirken. Gerade 
beim Einsatz für die Rechte von LSBTIQ* ist eine kritische 
Auseinandersetzung mit der europäischen Kolonialgeschichte 
nötig, um glaubwürdig zu sein.

Darüber hinaus bedeutet eine konsequent feministische 
Au ßen  politik auch, dass Deutschland LSBTIQ* Geflüchtete aus 
Verfolger staaten schützt. In den Westbalkan-Ländern, die in 
Deutsch land gesetzlich als sogenannte sichere Her kunfts staaten 
eingestuft sind, gibt es gesellschaftliche, oft von staat lichen 
Stellen geduldete oder gar unterstützte Unterdrückung von 
LSBTIQ*, die sich in der Summe zu asylrelevanter Ver fol gung 
ver dichten kann. Noch schlimmer sieht die Lage in Ghana und 
Senegal aus, in denen homosexuelle Handlungen kriminali siert 
werden und mit Strafen bis hin zu mehrjähriger Haft ge ahndet 
werden können. Mit dem Festhalten an ihrer Einstufung verstößt 
die Bundesregierung täglich sehenden Auges gegen die ent-
sprechenden Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts.

LSVD und HES fordern eine schnelle Umsetzung 
der feministischen Außen- und Entwicklungspolitik 
Jetzt ist es entscheidend, diese Vorhaben schnell in konkrete 

Handlungen zu übersetzen, um Unterstützung auf Augenhöhe 
zu leisten. Wenn die Bundesregierung die feministische Außen- 
und Entwicklungspolitik ernst meint, muss sie auch die Ver-
folgerstaaten Ghana und Senegal von der Liste der vermeintlich 
„sicheren Herkunftsstaaten“ streichen. Nur so ist sicherge-
stellt, dass queere Geflüchtete aus diesen Staaten ein faires 

Asylverfahren durchlaufen. Die Einstufung der beiden Staaten 
als sicher bagatellisiert die LSBTIQ*-feindliche Verfolgung in 
diesen Ländern und muss vor dem Hintergrund der historischen 
Verantwortung, die Deutschland im Zusammenhang mit der 
eigenen Verfolgung von LSBTIQ* hat, betrachtet werden. Dabei 
dürfen Maßnahmen zur Förderung von zivilgesellschaftlicher 
Arbeit gegen Gewalt und Diskriminierung durch beide Ministerien 
nicht auf abstrakter Ebene bleiben.

Ein zentrales Werkzeug zur Umsetzung sind multilaterale und 
internationale Gremien wie die Equal Rights Coalition (ERC), 
wo Zivilgesellschaft und Regierungen gemeinsam die Rechte 
für LSBTIQ* verbessern. Das Thema ERC-Vorsitz darf nicht 
nur Anhang oder Fußnote der feministischen Außenpolitik 
und Entwicklungspolitik sein, sondern muss ein integrierter 
Bestandteil dieser Politik werden.

Kerstin Thost und Sarah Kohrt,  
LSVD und Hirschfeld-Eddy-Stiftung

Fotomontage: LSVD
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Der LSVD trug im vergangenen Jahr in vielen Bereichen entschei-
dend zu verschiedenen Durchbrüchen bei. Die Abschaffung des 
„Diskretionsgebots“ im Asylverfahren, die Öffnung des neuen 

„Bundesaufnahmeprogramms Afghanistan“ für gefährdete LSBTIQ* und 
die Einrichtung einer besonderen Rechtsberatung für queere Verfolgte sind 
hier an erster Stelle zu nennen. Dass unsere erfahrenen Mitarbeiterinnen 
Ina Wolf und Lilith Raza nach langem Bangen nun seit März ihre Arbeit 
im Rahmen des neuen Projekts „Fluchtgrund: Queer – Queer Refugees 
Deutschland“ wiederaufnehmen, bedeutet, dass auch die bundesweite 
Beratung, Schulung und Vernetzung durch den LSVD endlich weitergehen 
kann. Wir möchten hier auch ganz herzlich der Stiftung Dreilinden danken, 
die das Projekt über ein halbes Jahr zwischenfinanziert hat.

Die Anpassung der Dienstanweisung Asyl
Bis vor Kurzem lehnte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

noch regelmäßig Asylgesuche LSBTIQ* Geflüchteter mit der ebenso wider-
rechtlichen wie hanebüchenen Begründung ab, dass diese aus eigenem 
freiem Willen ein lebenslanges Doppelleben führen sollten und sich somit 
nach einer Rückkehr ins Herkunftsland vor Verfolgung schützen würden. 
LSBTIQ* Geflüchtete erhielten – und dies, obwohl ihnen beispielsweise ihre 
Homosexualität geglaubt wurde – negative Asylbescheide und sollten in ihre 
Herkunftsländer zurückkehren, darunter in vielen Fällen Staaten wie Iran und 
Pakistan, in denen auf Homosexualität die Todesstrafe steht. Mit Wirkung 
vom 1. Oktober 2022 hat das Bundesinnenministerium der Praxis der 
menschenverachtenden „Diskretionsprognosen“ einen Riegel vorgescho-
ben: Beurteilt das Bundesamt nun, wie gefährlich das Leben für eine asyl-

suchende Person im Herkunftsland wäre, muss es immer von einem im 
Alltag offenen Umgang mit der sexuellen Orientierung bzw. geschlechtlichen 
Identität ausgehen. Seitdem hat das Bundesamt auch bezüglich zahlreicher 
Asylsuchender, die der Bundesvorstand ehrenamtlich begleitet, alte Negativ-
Entscheidungen im Lichte der neuen Dienstanweisung Asyl geprüft und in 
vielen Fällen nun einen Schutzstatus erteilt. 

Die zentrale Bedeutung von Community und Beratung
Die Erfahrung zeigt, dass sich LSBTIQ* Asylsuchende sehr häufig auch 

gezielt an queere Beratungsstellen wenden, da sie sich dort eine LSBTIQ*-
sensible Beratung erhoffen. Gleichzeitig halten viele dieser Organisationen 
auch niedrigschwellige psycho-soziale Angebote vor, wie etwa Cafés für 
queere Migrant*innen oder andere Hilfen bei der Integration. Es ist daher nur 
logisch, dass auch die Beratung für die Asylverfahren durch diese queeren 
Träger erfolgt. Der LSVD hat – gegen große anfängliche Widerstände aus 
der Verwaltung – erreicht, dass bei der Reform der behördenunabhängigen 
Asylverfahrensberatung die im Koalitionsvertrag ebenfalls vereinbarte 
besondere Rechtsberatung für queere Verfolgte tatsächlich umgesetzt wird. 
So sollen bereits für das Jahr 2023 circa zwei Millionen Euro explizit in die 
Beratung queerer und anderer vulnerabler Geflüchteter fließen. Wir werden 
uns nun weiter dafür einsetzen, dass möglichst flächendeckend die neue 
besondere Rechtsberatung für queere Verfolgte umgesetzt wird. 

Hilfe für Afghanistan
Seit der Machtübernahme der Taliban in Afghanistan erreichen inter-

nationale Nichtregierungsorganisationen wie Rainbow Railroad praktisch 
täglich Hilfeanfragen von LSBTIQ* aus Afghanistan, die uns von dem all-
gegenwärtigen LSBTIQ*-feindlichen Terror berichten. Nachdem noch unter 
der alten Bundesregierung circa 80 Personen Aufnahmezusagen erhalten 
hatten, blieben queere Menschen im sogenannten Brückenprogramm in 
der neuen Regierung lange unberücksichtigt. Nur das stete Dringen des 
LSVD und engagierter Aktivist*innen führte schließlich dazu, dass auch 
im Brückenprogramm LSBTIQ* Personen Zusagen erhielten und einige 
von ihnen inzwischen schon in Deutschland sind. Der entscheidende 
Durchbruch gelang jedoch mit der Öffnung des Ende 2022 gestarteten 
„Bundesaufnahmeprogramms Afghanistan“ für queere Personen. Wir 
hoffen, dass über dieses Aufnahmeprogramm hunderte – vielleicht sogar 
tausende – queere Personen Aufnahmezusagen erhalten und so Schutz in 
Deutschland finden werden. Trotz aller Hoffnung bleiben jedoch eine ganze 
Reihe praktischer Fragen zu klären, damit möglichst viele Menschen aus der 
afghanischen LSBTIQ*-Community in Sicherheit gebracht werden.  

Patrick Dörr, LSVD-Bundesvorstand

Die Arbeit des LSVD zeigt Wirkung

Große Erfolge im Bereich 
Flucht und Asyl

Im Januar 2023 wurde Patrick Dörr stellvertretend für 
das Engagement des LSVD zum Neujahrsempfang des 
Bundespräsidenten eingeladen.
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Mit dem Koalitionsvertrag haben die Koalitionsparteien SPD, Bündnis 90/ Die Grünen 
und FDP einen queerpolitischen Aufbruch versprochen und zahlreiche Vorhaben zur 
Verbesserung der Situation queerer Menschen in Aussicht gestellt. Manche queerpo-

litische Anliegen wurden umgesetzt, so zum Beispiel die Aktualisierung der Dienstanweisung 
Asyl und das Gesetz zur Änderung der Blutspendeverordnung. Weitere aus Sicht der Community 
zentrale queerpolitische Anliegen wie die Anpassung von Art. 3,3 des Grundgesetzes und 
die Abstammungsrechtsreform stehen noch aus. Der LSVD erinnerte in Zusammenarbeit mit 
anderen Interessensvertretungen auch an die Reform des Allgemeinen Gleichstellungsgesetzes 
(AGG). Im Mai legte er mit über dreißig anderen Organisationen Leitplanken für die Reform des 
Abstammungsgesetzes vor.

Die Regierungsfraktionen betonen immer wieder, dass sie sich bei diesen zentralen queer-
politischen Anliegen grundsätzlich einig sind – wie bereits im Koalitionsvertrag festgehalten. 
Aber die LSBTIQ*-Community braucht nicht nur Worte der Hoffnung, sondern auch konkrete 
Gesetzesänderungen, die das Leben in Deutschland für alle freier und damit auch demokratischer 
gestalten können. Die Zeit drängt, denn in einer vierjährigen Legislatur ist das letzte Jahr im 
Politikbetrieb faktisch Wahlkampfjahr. So verbleiben drei Jahre für aktive Gesetzesänderungen, 
wovon bereits knapp anderthalb Jahre vergangen sind. Der Gesetzgebungsprozess braucht zudem 
einige Zeit: Auf ein Eckpunktepapier folgt ein Referent*innenentwurf, dann die Abstimmung im 
Kabinett, überdies die Lesungen im Bundestag und in vielen Fällen auch die Abstimmung mit den 
Ländern im Bundesrat.

Trotz mehrerer Zusicherungen und dem kritischen Zeitfaktor lässt der Fortschritt weiter auf sich 
warten. Das zeigt sich beispielsweise am Selbstbestimmungsgesetz. Dies sieht eine einheitliche 
Regelung für alle trans* und inter sowie nichtbinären Personen vor, die ihren Geschlechtseintrag 
und/oder ihren Vornamen ändern lassen wollen. Dies soll künftig ohne ärztliches Attest oder 
Zwangsbegutachtung durch Erklärung beim Standesamt möglich sein. Nach der Vorstellung 
des Eckpunktepapiers im Juni 2022 wurde durch den Queerbeauftragten Sven Lehmann mehr-
mals der Referent*innenentwurf angekündigt. Zuerst sollte er im Herbst 2022 vorliegen, dann 
vor Ostern 2023. Jetzt stellt sich die Frage, ob trans*, inter und nichtbinäre Personen noch in 
diesem Jahr mit einer rechtlichen Verbesserung ihrer Personenstandsänderung rechnen dür-
fen. Der Referent*innenentwurf war nach dem 27. April 2023 endlich in der internen finalen 
Ressortabstimmung. Doch im nun vorliegenden Entwurf zeigt sich die vollkommen unverhält-
nismäßige Angst der Bundesregierung vor einem möglichen Gesetzesmissbrauch.  Zahlreiche 
Diskriminierungen werden in ihm sogar noch festgeschrieben. 

Das Ziel muss eine rechtliche Verbesserung sein. Queere Rechte dürfen nicht macht-
politischen Interessen innerhalb der Koalition zum Opfer fallen! Wir hoffen, dass sich die 
Regierungsparteien nicht gegenseitig blockieren, sondern gemeinsam für die Community mutig 
sind und Gesetzesänderungen auf den Weg bringen, die nicht Diskriminierungen erneut ver-
festigen, sondern maßgeblich abbauen. Wir brauchen diesen Schritt als Zeichen in Zeiten von 
steigendem Hass und Gewalt gegen LSBTIQ*! 

Kerstin Thost, LSVD-Pressesprecher*in

 Was ist geblieben?

Eineinhalb Jahre 
„queerpolitischer Aufbruch“

Foto: Peter Hershey on Unsplash
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Auf einer globalen LSBTIQ*-Menschenrechtskonferenz in Montevideo 
wurde 2016 unter der Leitung von Uruguay und den Niederlanden 
die Equal Rights Coalition (ERC – www.equalrightscoalition.org) aus 

der Taufe gehoben. Der damalige Parlamentarische Staatssekretär bei der 
Bundesministerin der Justiz, Christian Lange, unterzeichnete vor Ort die 
Gründungserklärung und Selbstverpflichtung der Bundesregierung, sich 
verstärkt für den Schutz der Menschenrechte lesbischer, schwuler, bisexu-
eller, trans*- und intergeschlechtlicher Personen sowie der Förderung der 
LSBTIQ*-Inklusion einzusetzen. Seither wirkte Deutschland in der ERC mal 
mehr, mal weniger mit. 

Deutscher ERC-Vorsitz
Im September letzten Jahres übernahm Deutschland zusammen mit 

Mexiko den ERC-Vorsitz bis Herbst 2024. Seitens der Zivilgesellschaft 
begleiten LSVD und die mexikanische Fundación Arcoíris (www.lsvd.de/de/
ct/8662-was-ist-die-equal-rights-coaltion) den Vorsitz. Der LSVD erhielt vom 
Auswärtigen Amt eine Projektförderung für die ERC-Arbeit bis November 
2024 in Höhe von über zweihunderttausend Euro. Wir konnten Doug Graffeo 
als ERC-Officer* einstellen, den Fortgang der Arbeitsgruppen absichern 
und für das laufende Jahr verschiedene Veranstaltungen planen. So werden 
wir etwa im Juni 2023 zusammen mit der Botschaft von Mexiko in Berlin 
u. a. eine Abendveranstaltung zur ERC anbieten und eine online-Tagung 
zum Thema Gesetzgebung für intergeschlechtliche Menschen in den ERC-
Mitgliedsstaaten durchführen. 

Themen und Arbeitsweise
Die ERC ist die richtige Plattform, um die Rechtsentwicklung für LSBTIQ* 

auf internationaler Ebene voranzubringen. Dazu zählt auch die weitere 
Entkriminalisierung von Homosexualität. Die multilaterale Plattform, der 
42 Mitgliedssaaten angehören, ist handlungsfähig und reagiert auf Fehl-
entwicklungen und Katastrophen. So verurteilte die ERC umgehend den 
russischen Angriffskrieg auf den ERC-Mitgliedsstaat Ukraine. Herzstück der 
ERC ist die Arbeit in vier thematischen Arbeitsgruppen, die virtuell tagen: 

1. Koordination zwischen internationalen Geldgebern, die LSBTIQ*-Rechte 
  fördern, 

2. internationale Diplomatie, um LSBTIQ*-Menschenrechte zu schützen 
   und zu stärken, 

3. nationale Politik, in der LSBTIQ* betreffende Gesetzgebung der Mit- 
   gliedstaaten im Fokus steht sowie 

4. Verknüpfung von LSBTIQ*-Rechten mit den Sustainable Development 
  Goals der Vereinten Nationen, damit LSBTIQ* Personen auch hier  
  berücksichtigt werden.  

Hier besteht die Möglichkeit, durch geschickte Diplomatie und inhalt-
liche Schwerpunktsetzungen nachhaltige Menschenrechtsarbeit für LSBTIQ* 
umzusetzen. Seit ihrer Gründung bringt die ERC Regierungen und LSBTI-
Zivilgesellschaft aus aller Welt zusammen, um ein gemeinsames Ziel zu 
verfolgen: die Menschenrechte aller Menschen voranzubringen und ihre 
inklusive Entwicklung zu gewährleisten, unabhängig von ihrer sexuellen 
Orientierung, ihrer Geschlechtsidentität, ihrem Geschlechtsausdruck und 
ihren Geschlechtsmerkmalen (SOGIESC). 

So füllt die ERC außerhalb der Vereinten Nationen und anderer multilateraler 
Plattformen eine wichtige Lücke im internationalen Menschenrechtsrahmen. 
Die enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und Organisationen 
der Zivilgesellschaft ist das Herzstück der ERC. Voraussetzung dafür ist natür-
lich gegenseitiges Vertrauen durch den engen Austausch der Mitgliedstaaten 
mit den jeweiligen nationalen LSBTIQ*-Organisationen. Eine weitere Vor-
aussetzung ist der gemeinsame Wille, positive Einstellungsveränderungen 
gegenüber LSBTIQ*, also mehr Akzeptanz, Vielfalt und Inklusion in aller 
Welt voranzubringen. Der Austausch über Best-Practice-Beispiele aus ver-
schiedenen Ländern und das gegenseitige Voneinander-Lernen sollen dabei 
als Anregung für andere verstanden werden, um positive Veränderungen 
herbeizuführen. 

 
Mehr ERC-Mitgliedsstaaten
Deutschland muss zusammen mit Mexiko in den kommenden Monaten 

durch diplomatische Initiativen dafür sorgen, dass potenzielle Kandidaten wie 
Südafrika, Brasilien, Kolumbien oder Nepal der ERC bis 2024 beitreten und 
sich damit dem Einsatz für die Akzeptanz und Gleichstellung von LSBTIQ* 
verpflichten. Zivilgesellschaftliche Organisationen aus diesen Ländern arbei-
ten bereits in der ERC mit. LSVD und Fundación Arcoíris sorgen ihrerseits 
dafür, dass andere zivilgesellschaftliche Organisationen für eine Mitarbeit 
gewonnen werden, so etwa aus Österreich, der Schweiz und Spanien. 

Personelle Strukturen für ERC-Arbeit stärken!
Die Bundesregierung unterstützt zudem die Einrichtung eines ERC-

Sekretariates und die Ausrichtung einer Konferenz in Mexiko 2024. Insgesamt 
hat sie 800.000 Euro budgetiert, um die wichtige Menschenrechtsarbeit der 
ERC zu unterstützen. Darüber hinaus wurden den Auslandsvertretungen 

 Zweijähriger LSVD-Vorsitz des Gremiums

Equal Rights Coalition stärkt 
Menschenrechte von LSBTIQ*
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bis zu einer Million Euro zur Verfügung gestellt, damit diese vor Ort in den 
Partnerländern ihre ERC-Aktivitäten entfalten können. Das alles ist zu begrü-
ßen, denn es ist die Voraussetzung dafür, dass Deutschland seine Vorhaben 
im Rahmen der ERC auch umsetzen kann. Doch eines ist klar: Neben den 
notwendigen finanziellen Mitteln bedarf es auch einer Stärkung der perso-
nellen Strukturen im Auswärtigen Amt und anderer in die Arbeit einbezogener 
Bundesministerien. Sie alle müssen in den Arbeitsgruppen eingebunden wer-
den, ihr Beitrag zum ERC-Vorsitz muss zügig abgestimmt und geklärt werden. 
Bislang ist im Auswärtigen Amt nur eine Person für die wichtige ERC-Arbeit 
abgestellt, die zudem auch für viele andere Aufgaben zuständig ist.

Sonderbeauftragte*n für LSBTIQ* und Menschenrechte ernennen!
Deshalb haben wir die Bundesregierung aufgefordert, dem Beispiel 

Frankreichs, Großbritanniens, Kanadas oder der USA zu folgen und eine*n 
Sonderbeauftragte*n für LSBTIQ* und Menschenrechte zu ernennen. Im 
engen Austausch mit den Kolleg*innen der anderen ERC-Mitgliedsstaaten, 
mit dem Europäischen Rat und der Europäischen Kommission muss der 
Einsatz der Bundesregierung für die Menschenrechte von LSBTIQ* gezielt 
gesteuert und abgestimmt werden. Eine solche auf die Außenpolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit fokussierte Position und Arbeit wäre eine 
notwendige Ergänzung zum Engagement des Queerbeauftragten, der die 
nationale LSBTIQ*-Politik begleitet. Gleichzeit könnte Deutschland so seine 
feministische Außen- und Entwicklungspolitik sowie die Umsetzung des 
„LSBTI-Inklusionskonzept der Bundesregierung für die Auswärtige Politik und 
die Entwicklungszusammenarbeit“ weiter vorantreiben. 

Deutschland hat durch den ERC-Vorsitz in den nächsten Jahren die 
Aufgabe und die Chance, die Menschenrechte von LSBTIQ* in aller Welt 
deutlich voranzubringen und zu stärken. Zugleich besteht im Rahmen 
des ERC-Engagements die einmalige Gelegenheit, hiesige queerpolitische 
Errungenschaften den Partner*innen als Best-Practice-Beispiele vorzustellen. 
Es gilt darüber hinaus sicherzustellen, dass Mitarbeitende in den verschie-
denen Bundesministerien für die ERC-Arbeit gewonnen werden. Engagierte 
Kolleg*innen müssen sich die Themen der ERC zu eigen machen und voran-
bringen. Das Engagement muss über 2024 hinaus fortgeführt werden, damit 
die ERC und mithin die Menschenrechte von LSBTIQ* nachhaltig gestärkt 
werden. 

Klaus Jetz, Geschäftsführer des LSVD

www.lsvd.de/de/ct/8662-was-ist-die-equal-rights-coaltion 
Gloria Carega, Fundación Arcoíris, mit Klaus Jetz,
Geschäftsführer des LSVD 2022 in Buenos Aires bei der 
Übernahme des ERC-Vorsitzes

Doug Graffeo ist neuer*r ERC-Officer*
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Obgleich wir in den letzten Jahrzehnten viel an Akzeptanz er kämpft 
und gewonnen haben, werden Lesben, Schwule, Bisexuelle, 
trans* und intergeschlechtliche sowie queere Menschen viel 

zu oft im Alltag als Menschen zweiter Klasse behandelt, verleugnet, 
beleidigt, bedroht und angegriffen. Diskriminierung im Alltag ist noch 
längst nicht überwunden. Täglich werden Menschen in der Arbeitswelt, 
auf dem Mietwohnungsmarkt, in der Gesundheitsversorgung, in 
Bildungseinrichtungen und im Umgang mit Behörden benachteiligt, 
nur weil sie schwul, lesbisch, bisexuell, trans*, inter* oder queer sind.

Vorurteile und LSBTIQ*-feindliche Einstellungen finden sich nicht 
nur in extremen Milieus, sondern auch in der sogenannten Mitte 
der Gesellschaft. In einer repräsentativen Umfrage der Anti dis-
kriminierungsstelle des Bundes von 2017 hielten 10 % der Befragten 
Homosexualität für unmoralisch, 18 % für unnatürlich. 26 % wollten 
möglichst wenig mit dem Thema Homosexualität in Berührung kom-
men. 24 % fänden einen schwulen Kitabetreuer unangenehm, 19 % 
einen schwulen Lehrer. Und ganze 40 % finden es unangenehm, wenn 
sich zwei Männer küssen. Zum Vergleich: Küsst sich ein Heteropaar in 
der Öffentlichkeit, ist das nur 10 % der Befragten unangenehm. 

Das 2006 eingeführte Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
bietet Betroffenen von Diskriminierung keinen effektiven rechtlichen 
Schutz. Kurze Fristen, eine schwierige Beweisführung und unverhält-
nismäßig teure Klageverfahren halten Betroffene davon ab, ihre Rechte 
ein zufordern. Mehr als ein Drittel der gemeldeten Diskriminierungsfälle 
fallen nach dem Bericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes 
zudem gar nicht in den Anwendungsbereich des AGG. Darunter fallen 
beispielsweise Benach teiligungen durch staatliches Handeln. 

Eine demokratische Gesellschaft muss Chancengleichheit und 
Teil  habe gerechtigkeit für alle Menschen gewährleisten – nicht nur auf 
dem Pa pier, sondern in der realen Lebenswelt. Ein Baustein dafür ist 
ein ef fektiver rechtlicher Schutz vor Benachteiligung. Der LSVD fordert 
da her seit vielen Jahren eine Reform des AGG. Staatliches Handeln 
muss um  fassend in den Anwendungsbereich des AGG einbezogen 
werden. Dis  kri minierungsgründe müssen erweitert werden, einschließ-
lich der aus  drück lichen Benennung des Diskriminierungsgrundes 
„ge  schlecht liche Identität“. Ebenso notwendig ist ein echtes Verbands-
klage recht für Anti diskriminierungsverbände. Mehrfachdiskriminie-

rungen müssen viel stärker in den Blick genommen werden. Die 
Ausnahmeregelungen im Arbeitsrecht für Religionsgemeinschaften 
und deren Einrichtungen müssen aufgehoben werden. Für deren 
Beschäftigte und der von ihnen betriebenen Einrichtungen muss 
außerhalb des engsten sogenannten Bereichs der Verkündigung das 
allgemeine Arbeitsrecht gelten.

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag eine Reform des AGG 
angekündigt. Der LSVD begrüßt eine Novellierung des AGG. Wir erwar-
ten grundlegende Verbesserungen für das Antidiskriminierungsrecht. 
Bisher ist aufseiten des zuständigen Bundesjustizministeriums jedoch 
noch nicht viel passiert. Im Rahmen des Bündnisses „AGG Reform 
Jetzt!“ setzt sich der LSVD daher gemeinsam mit über hundert anderen 
Antidiskriminierungsorganisationen mit Nachdruck dafür ein, dass es 
zeitnah zur versprochenen Reform kommt. 

Dr. Sarah Ponti, LSVD-Grundsatzreferentin

Geplante Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG)

Forderung nach besserem 
Schutz vor Diskriminierungen
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Am 25.01.2023 wurde die Stellungnahme vom 
Bündnis AGG Reform – Jetzt! an die Unabhängige 
Diskriminierungsbeauftragte Ferda Ataman übergeben
Mehr unter: www.agg-reform.jetzt
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Legt man den Maßstab völliger Gleichberechti-
gung und -behandlung von LSBTIQ* Personen an, 
dann liegt die römisch-katholische Kirche weiterhin 

er heb lich hinter dem gesellschaftlichen und ge setzlichen 
Stand in Deutschland zurück: Gleich  ge schlecht liche 
Sexu  alität und eine Tran sition werden weiter hin als 
Ab weichungen vom Plan Gottes für die Men  schen 
be trach tet, Frauen, Schwule und trans* Personen vom 
Priester tum ausgeschlossen. Blickt man allerdings aus 
dem Inneren dieser mit ca. 1,4 Mrd. Mitgliedern welt-
weit größten religiösen Organisation, dann sind die 
Ver ände rungsprozesse, die die katholische Kirche in 
Deutsch land in den letzten Monaten vollzogen hat, 
atemberaubend schnell. 

Der synodale Weg: 
Bruch mit der traditionellen Linie
Möglich wurde dies durch vier Beschlüsse beim 

Synodalen Weg, einem Reformprozess in der römisch-
katholischen Kirche in Deutsch land, der im März zu 
Ende gegangen ist. Der erste zum Arbeitsrecht ist 
schon umgesetzt: Inzwischen gilt in allen deutschen 
Diözesen die neue „Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes“. Während bislang eine gleichgeschlecht-
liche Eheschließung von Mitarbeiter*innen im sog. 
„Verkündigungsdienst“ zur Kündigung führte, spricht 
sich die Kirche jetzt für Diversität und konsequenten 
Schutz vor Diskriminierung aus. Out in Church zu sein, 
wird jetzt endlich akzeptiert!

Da die Kirche in Deutschland die Lehre zur Homo-
sexualität nicht eigenständig ändern kann, fordert der 
Synodale Weg den Papst auf, dazu geeignete welt-
kirchliche Prozesse auf den Weg zu bringen. Dass 
die traditionelle Linie bei der übergroßen Mehrheit 
der katholischen Kirche hierzulande keine Zustimmung 
mehr findet, ist damit mehr als deutlich.  

Segensfeiern in Deutschland – mit oder ohne Rom?
Trotz der abschlägigen Antwort aus Rom zu Segens-

feiern für gleichgeschlechtliche Paare von 2021 hat der 

Synodale Weg beschlossen, sie demnächst einzufüh-
ren. Besonders in der Segensfrage hat sich bewährt, 
dass es längst eine widerständige Praxis gibt, die nicht 
bereit ist, sich vom Vatikan ausbremsen zu lassen.

Unvorstellbar schließlich war es noch vor drei Jahren 
am Beginn des Synodalen Weges, dass sich die Kirche 
für eine „von Akzeptanz geprägte geistliche Begleitung“ 
von trans* und intergeschlechtlichen Personen aus-
sprechen würde und dabei von ihrer geschlechtlichen 
Selbstbestimmung ausgeht. Hier hat die Teilnahme 
queerer Menschen beim Synodalen Weg den entschei-
denden Unterschied gemacht. Der Beschluss „Umgang 
mit geschlechtlicher Vielfalt“ sieht außerdem auch für 
ihre Partnerschaften Segensfeiern vor und will ermög-
lichen, dass ihre Einträge ins Taufregister angepasst 
werden können.

Queer-Seelsorge hat Schlüsselrolle für Umsetzung
Wichtige Weichen sind gestellt, aber der Weg zur 

Umsetzung der Beschlüsse ist noch lang und wird 
kaum ohne Störfeuer aus dem Vatikan und aus konser-
vativen Kreisen bleiben. Bei dem anstehenden Wandel 
kommt der Queer-Seelsorge, die es mittlerweile in 
21 Diözesen gibt, eine Schlüsselrolle zu. Die Queer-
Seelsorge ist zum einen die Antenne der Kirche zur 
LSBTIQ*-Community und eine sichere Anlaufstelle für 
queere Menschen, die besondere Anliegen haben. Zum 
anderen aber hat sie die Aufgabe, nach innen zu wirken 
und für die verschiedenen Praxisfelder der Kirche neue 
Standards der Inklusion und Teilhabe zu entwickeln und 
die Seelsorger*innen und Gläubigen auf diesem Weg 
mitzunehmen. 

Dr. Michael Brinkschröder,  
Projektleiter Regenbogenpastoral in der Erzdiözese 

München und Freising

Die Beschlüsse des Synodalen Wegs finden sich 
unter www.synodalerweg.de

Ein spürbarer Unterschied durch den Synodalen Weg

Die katholische Kirche 
im Aufbruch
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“I have no doubt that in the future, the laws that 
criminalize human love and commitment will look 
the way the apartheid laws do to us now, so obvi-

ously wrong!” - Desmond Tutu

In Uganda hat das Parlament im März 2023 eines der 
repressivsten Gesetze der Welt gegen Homo- und 
Bisexuelle verabschiedet. Wenn es in Kraft tritt, sind 

nicht nur gleichgeschlechtliche sexuelle Handlungen 
strafbar – solch ein Gesetz gibt es schon seit der 
Kolonisierung durch die Brit*innen – sondern das 
neue Gesetz kriminalisiert homosexuelle und bisexuelle 
Identitäten. Auch die „Unterstützung Homosexueller“ 
steht unter Strafe bis hin zur Vermietung einer Wohnung. 
So genügt eine Denunziation, um Existenzen zu zerstö-
ren. Das Gesetz ist vage formuliert und es bezieht sich 
auf die „religiösen und traditionellen Familienwerte der 
Ugander“, die es zu schützen vorgibt. Dabei haben sich 
evangelikale Kirchen aus Nordamerika in Uganda seit 
Jahren für radikale homofeindliche Gesetze eingesetzt 
und dabei aktiv die Hetze gegen LSBTIQ* Personen 
befördert. 

Lesben, Schwule, Bisexuelle, trans*, inter* und 
queere Personen (LSBTIQ*) erleben weltweit religiös 
motivierte Diskriminierung. Religiöse Wertesysteme 
bestimmen die Einstellungen in der Gesellschaft über 
Liebe, Sexualität und Moral in weiten Teilen der Welt 
stark mit – im Negativen wie im Positiven. Kirchen spie-
len dabei eine wichtige Rolle, um Veränderungen bei der 
Politik und den Einstellungen gegenüber den Rechten 
von LSBTIQ* zu bewirken. 

Die Arbeit mit Kirchen und Gemeinden ist für die 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit zentral. Außer-
dem spielt Religion spielt eine wichtige Rolle in den 
Debatten um die Menschenrechte von LSBTIQ* bei den 
Vereinten Nationen. Es sind oft religiöse Akteur* innen, 
die sich gegen das Menschenrecht auf Nicht- Dis-
krimi nierung stellen. So wird das Recht auf Religions-
frei heit wie ein Stoppschild gegen die Rechte von 
LSBTIQ* benutzt, wie Heiner Bielefeldt, 2010 bis 2016 
UN-Sonderberichterstatter für Religions- und Welt an-
schauungsfreiheit, ausführte.

Kirchen und andere Religionsgemeinschaften gren zen 
aus, verweigern Homo- und Bisexuellen sowie trans* 
Per  so  nen die Teilhabe am Gemeindeleben, zwingen in 
die Un  sichtbarkeit und beteiligen sich – wie zurzeit in 
Uganda – auch an staatlicher Verfolgung. 

Für viele LSBTIQ* gehört der Glaube zu ihrer Identität. 
Und Kirchen prägen ihr soziales Gefüge und ihre 
Communitys. Dies gilt nach unserer Erfahrung beson-
ders in den viel stärker religiös geprägten Ländern des 
Globalen Südens. Und dort gibt es auch viele positive 
Entwicklungen: Offene Kirchen und Gemeinden, sowie 
regionale und weltweite Netzwerke gläubiger LSBTIQ*, 
z. B. das Global Interfaith Network (GIN) oder das 
Interfaith Diversity Network of West Africa (IDNOWA). 

Die Hirschfeld-Eddy-Stiftung informiert von Januar 
bis Dezember 2023 im Rahmen des Projekts „We 
believe in change“ über positive Entwicklungen inner-
halb von Kirchen und Religionen und die schwierigen 
internen Debatten sowie über Netzwerke gläubiger 
LSBTIQ*. Wir erkunden das Spannungsfeld zwischen 
dem Recht auf Religionsfreiheit, dem Recht auf Nicht-
Diskriminierung und dem Schutz von LSBTIQ* vor 
Gewalt in der internationalen Menschenrechtsarbeit. Es 
gibt Freiräume für LSBTIQ*, die in der internationalen 
Menschenrechtsarbeit stärker genutzt werden können 
– wir diskutieren darüber, wie genau das funktioniert.

Mit dem Projekt wollen wir einen transnationalen 
Dialog initiieren, Austausch fördern und Beteiligte aus 
unterschiedlichen Communitys zusammenbringen. In 
diesem Sinne laden wir alle, die sich in diese Richtung 
engagieren wollen, herzlich dazu ein, Kontakt aufzuneh-
men unter: sarah.kohrt@hirschfeld-eddy-stiftung.de 

Sarah Kohrt, 
Projektleitung Hirschfeld-Eddy-Stiftung

Projektwebsite mit allen Infos: 
www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/infozentrum/
projekt-2023-we-believe-in-change/projektbe-
schreibung

We believe 
in change
Menschenrechte im Spannungsfeld von Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit
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Am 13. November 2022 hat unsere Part ner-
organisation, die Casa Cultural „El Chonta-
duro“, ihr erstes „Festival de las Diver si -

dades“ (Festival der Diversität) im Bezirk Agua-
blanca in Santiago de Cali (Kolumbien) anlässlich 
des 36. Geburtstag der Organisation gefeiert. 

Am Festival nahmen eine Capoeira-Tanzgruppe 
und die Künstlergruppe der Casa Cultural Teil. 
Es wurde Livemusik geboten, eigene Gedichte 
vor ge tragen und sowohl Diskussions runden 
als auch eine Ausstellung veranstaltet. Themen 
waren die Lebenssituation der queeren afro-
kolum bianischen Jugend sowie eigene Dis krimi-
nie rungs  erfahrungen. Die Casa Cultural ist über 
die Jahrzehnte zu einem wichtigen Treff punkt 
geworden und weit über den Bezirk Agua blanca 
hinaus bekannt. 

Der Bezirk Aguablanca
In Aguablanca leben überwiegend Afro kolum-

bianer* innen, die bewaffnete Konflikte zwischen 
Staat, Rebellenorganisationen und (Drogen-)
Ban den kriegen zur Flucht innerhalb Kolumbiens 
zwang.

Im Bezirk Aguablanca gibt es teilweise kaum 
Infra struktur und immer wieder gewaltsame Kon-
flikte. Hinzu kommt die Diskriminierung der afro-
kolumbianischen Bevölkerung in vielen Lebens-
bereichen, z.B. in Bildung und Gesundheit. Bei 
queeren Afrokolumbianer*innen kommt es oft zu 
Mehrfachdiskriminierung.

Ein sicherer Ort in der Unsicherheit
Die Casa Cultural bietet einen Safe Space 

(sicheren Ort), insbesondere für Kinder, Jugend-

liche, Frauen und queere Menschen. Zu einem 
wesentlichen Baustein des Bildungsprogramms 
der Organisation gehört ein begehrter Vor be rei-
tungs kurs für Schüler*innen auf die Uni versi täts-
eignungsprüfung. Das Ergebnis der Eig nungs-
prüfung entscheidet nicht nur über die Aufnahme 
an einer Universität, sondern auch über das mög-
liche Studienfach. Die Auswahlentscheidung für 
die Teilnehmenden am Vorbereitungskurs erfolgt 
durch die Mitarbeitenden der Casa Cultural anhand 
transparenter Kriterien, wobei eine queere Identität 
einen Vorteil bedeutet. Deshalb nehmen über-
durchschnittlich viele queere Menschen an den 
Vorbereitungskursen teil.

Guido Schäfer, 
Hirschfeld-Eddy-Stiftung

Bericht vom Festival der Diversität aus Kolumbien

Bunt gegen Diskriminierung
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Ein Montagmorgen Ende September, 
29 Grad, gerade bin ich nach knapp 
zwanzig Stunden Flug und Transfer in 

Kath mandu, der Hauptstadt Nepals, gelandet. 
Keine zwei Wochen zuvor habe ich erfah-
ren, dass hier eine Konferenz mit queeren 
Aktivist*innen aus ganz Südasien stattfin-
det; veranstaltet von der Friedrich-Naumann-
Stiftung unter der Überschrift „Born with 
Pride“. Kurzfristig wurde ich von der Sti f-
tung für ein Panel angefragt und eingeladen 
– auf Vorschlag der Jungen Liberalen in 
Deutschland.

Kathmandu: Das sind circa eine Millionen 
Menschen in einem breiten Tal auf über 1.300 
Metern mitten im Himalaya-Gebirge; eine 
weltoffene und lebendige Stadt. Dennoch 
wäre ich rein privat vermutlich nie auf die 
Idee gekommen, dorthin zu reisen. Nepal 
ist vordergründig ein Ziel des Wandertouris-
mus. Ich – der nahe der Alpen aufgewach-
sen ist – hatte nicht vor, im Himalaya auf 
einem Achttausender mit diesem Hobby 
anzu fangen.

Queere Rechte sind in Nepal – anders als 
in anderen Ländern Südasiens – seit dem 
Sturz der Monarchie durch die Verfassung 
geschützt. Deshalb konnte die Konferenz 
hier ohne Probleme stattfinden. Zu Südasien 
gehören neben Nepal auch Indien, Sri Lanka, 
Pakis tan, Bangladesch, Bhutan, die Maledi-
ven und je nach Definition auch Afghanistan. 
Bis auf die Malediven waren bei der Konferenz 
alle diese Länder vertreten. Leider wird die 
Region abseits konkreter Ereignisse durch 
Europa zu wenig beachtet. Und – so ehrlich 
muss ich sein – das galt zum Teil auch für 
mich persönlich. Umso mehr hat mich die 
Chance gereizt, dorthin zu reisen.

Drei Tage lang fanden Paneldiskussionen, 
Vorträge und eine Kunstpreisverleihung statt. 
Ich selbst durfte mit Aktivist*innen darü-
ber diskutieren, wie queere Rechte weltweit 
miteinander zusammenhängen und wie die 
queere Sichtbarkeit in der Politik verbessert 

werden kann. Europa gilt in Südasien bei 
dieser Frage als leuchtender Stern. Ich wollte 
nicht nach Kathmandu kommen und der 
Europäer sein, der „jetzt mal erklärt, wie es 
besser läuft“. Ich wollte zuhören, verstehen, 
und veranschaulichen, dass wir nie aufhören 
dürfen, für queere Rechte zu kämpfen. Das 
ist für mich die eindrücklichste Lehre euro-
päischer Queerpolitik der vergangenen Jahre. 
Darüber hinaus wollte ich die Aktivist*innen 
ermutigen, sich auch nach dieser Konferenz 
weiter zu vernetzen. Der Einsatz für queere 
Freiheiten kann und darf nie an der eigenen 
Landesgrenze aufhören. Denn was uns stark 
macht ist die weltweite Solidarität miteinan-
der. Gerade in einer Weltregion wie Südasien 
ist das wichtig, die sich bei den Rechten 
der LSBTIQ*-Community so diametral von 
unserer unterscheidet.

So war es für mich auch ein besonderer 
Moment, als eine indische trans* Frau eine 
pakistanische trans* Frau weinend in den 
Arm nahm und laut sagte: „I’m with you.“ 
Kurz zuvor war die derzeit laufende Anti-
Trans*-Kampagne in Pakistan Thema der 
Konferenz. Gerade vor dem Hintergrund der 
indisch-pakistanischen Geschichte war das 
ein Gänsehautmoment, den ich nicht mehr 
vergessen werde.

Abseits des offiziellen Programms hatten 
wir auch Zeit, gemeinsam die Stadt zu erkun-
den. Wer jemals nach Kathmandu kommt: 
Das „Pink Tiffany’s“, die einzig queere Bar 
Nepals, ist definitiv einen Besuch wert. 
Gerade diese gemeinsame Zeit eröffnete uns 
die Möglichkeit, uns noch besser kennen-
zulernen. Auch heute noch tausche ich mich 
mit vielen Teilnehmenden regelmäßig aus, 
und so hat diese Reise auch meinen Blick auf 
mein eigenes Engagement verändert. Diese 
Kontakte, Freundschaften und Einblicke sind 
für mich der große Gewinn dieser Reise 
gewesen.

Andre Lehmann, 
LSVD-Bundesvorstand

 In Kathmandu trifft sich die queere Community Südasiens

Born with Pride
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Auf der Tagung „Born with Pride“ traf 
LSVD-Bundesvorstand Andre Lehmann 
auf internationale Aktivist*innen.



Jetzt herunterladen und informiert bleiben.

mannschaft.com

Queere News, 
jeden Tag!

https://mannschaft.com/


RESPEKTRESPEKT..
DER LSVD PODCAST

Einmal im Monat spricht LSVD-Pressesprecher*in 
Kerstin Thost über aktuelle queerpolitische 
Themen, Menschenrechte, Vielfalt und vor 
allem über Respekt. Spannende Interviews und 
Hintergrundgespräche mit Expert*innen aus der 
Zivilgesellschaft, mit Wissenschaftler*innen, 
Journalist*innen und Influencer*innen über die 
Themen, die Euch und uns bewegen.

Bisher erschienen:
• „Gedenken bedeutet Handeln!“ – LSBTIQ* Opfer des Nationalsozialismus
• Queer Refugees: „Deutschland trägt moralische Verantwortung“
• „Regenbogenfamilien gleichstellen!“ Bündnis für die Abstammungsrechtsreform

Überall, wo es Podcasts gibt: 
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Wo sich staatliche oder private Geber*innen für die 
Unterstützung von Freiheit und Menschenrechten enga-
gieren, besteht immer auch die Gefahr, dass die 

Hilfe am Ende mehr Schaden als Nutzen anrichtet. Das ist die 
Erkenntnis, die im Prinzip „Do no harm“ pointiert zusammen-
gefasst wird. Was gut gemeint ist, ist nicht immer auch gut 
gemacht. „Do no harm“ (richte keinen Schaden an) ist die 
Aufforderung, genau hinzusehen. 

Hilfe kann Schaden anrichten – aber die Furcht davor darf nicht 
zu Untätigkeit führen. Wir möchten private und staatliche Geber*-
innen ausdrücklich ermuntern, Projekte zum Em power ment, 
für Interessenvertretung und zur Unterstützung von LSBTIQ*- 
Menschenrechtsverteidiger*innen zu initiieren, weiterzuführen 
und immer wieder zu verbessern. Deshalb haben wir sieben 
Aspekte für eine umsichtige internationale Projektarbeit mit 
LSBTIQ* zusammengestellt. Sie sind das Ergebnis von Fach- 
und Hintergrundgesprächen zwischen Aktivist*innen aus dem 
Globalen Süden und Norden aus der Projektarbeit der Hirschfeld-
Eddy-Stiftung (HES) im Jahr 2022. 

1. Das Wissen vor Ort erfragen, Projekte von unten 
entwickeln
„Viele der Initiativen entstammen der Logik von Interventionen, 

die von oben nach unten ausgerichtet sind und die nicht anerken-
nen, dass es einen Erfahrungsschatz sozialer Strategien gibt, die 
Menschen aus der LSBTIQ*-Gemeinschaft entwickelt haben.“ 
– Aktivist*in aus Kolumbien. 

Entsprechend sollten bereits die Konzepte der Förder-Pro-
gramme mit den lokalen Partner*innen entwickelt werden. 

2. Den Kontext der Kriminalisierung beachten
„Viele EZ-Organisationen scheitern daran, auf die täglich 

wechselnde Situation der Verfolgung zu reagieren und diese in 
die Arbeit einzubeziehen ... sie bleiben alten Herausforderungen 
verhaftet.“ – Aktivist aus Uganda

Die Aktivist*innen aus dem Globalen Süden fordern immer 
wieder: Habt mehr Vertrauen. Bitte arbeitet auch mit nicht regis-
trierten Gruppen. Denn wir haben oft gar keine Chance, uns zu 
registrieren. 

3. Sichtbarkeit ist auch ein Risiko
„Je sichtbarer wir sind, desto größer ist auch die Ablehnung 

und Diskriminierung, die wir erfahren.“ – Aktivist aus Nicaragua  
In vielen Ländern der Welt ist Sichtbarkeit auch eine große 

Gefahr. Dort wo LSBTIQ* nicht willkommen sind, sondern ver-
folgt und diskriminiert werden, geraten diejenigen in Gefahr, die 
sich öffentlich bekennen, deren Fotos gezeigt oder deren Namen 
genannt werden. 

4. Postkolonial – auf Augenhöhe
„Die Entscheidung, Rassismus und Homophobie in den 

Erzählungen über Kolonialismus voneinander zu trennen, ist nicht 
nur unehrlich, sondern führt zu Spaltungen: sowohl innerhalb der 
Community als auch in der Psyche von Individuen.“ – Aktivistin 
aus Trinidad & Tobago

Dekoloniale Arbeit und Dekolonialität ist den Aktivist* innen im 
Globalen Süden zunehmend wichtig. Die bestehen den Macht ver-
hältnisse werden als strukturell schädlich an gesehen. Be sonders 
die Vergabekriterien können ein schädliches Macht ver hältnis 
reproduzieren. 

5. Flexibilität stärkt Resilienz
Seit Jahren fordert die Hirschfeld-Eddy-Stiftung, dass die 

Spielräume des Zuwendungs- und Vergaberechts stärker genutzt 
und ausgeweitet werden. Das Vergaberecht ist derzeit sehr rigide: 
„Kein einziger Geldgeber war bereit, uns Mittel für unsere eigene 
Sicherheit zu gewähren. Wir mussten selbst das Geld aufbringen 
für Kameras, Metalltüren und Sicherheitspersonal.“ – Aktivist aus 
dem Libanon

6. Existenzen sichern - Organisationen stärken
„Hilfreich ist Core-Funding – mehr in Richtung institutionelle 

Förderung. Das heißt, die Organisation insgesamt zu unterstützen 
und nicht nur ein Projekt innerhalb der Organisation – aber nicht 
mit so vielen Hürden.“ – Aktivistin aus Namibia

„Egal wie schlecht die Bedingungen sind, es gibt immer etwas, 
das getan werden kann.“ – Aktivist aus Nicaragua

 Sieben Aspekte umsichtiger internationaler Projektarbeit

Do no harm, but 
do something
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7. Existentielle Not ist eine ständige Bedrohung 
– intersektional denken
„Seit Anfang 2020 sind die Leute zu uns gekommen, weil sie 

um Hilfe zur Erfüllung ihrer Grundbedürfnisse gebeten haben.“ 
Aktivist aus dem Libanon

Soziale Ächtung, strafrechtliche Verfolgung aber auch pre-
käre wirtschaftliche Verhältnisse machen LSBTIQ* zu einer 
äußerst vulnerablen Gruppe. Das heißt im Alltag, dass sie immer 
auch zu denen gehören, die von Programmen gegen Armut, 
zur Verbesserung öffentlicher Gesundheitsleistungen und für 
Schul- und Ausbildung profitieren. Lebensbedrohlich für LSBTIQ* 
wird es, wenn der Entzug von Hilfe damit begründet wird, dass 
Homosexuelle in dem Land verfolgt werden: „Das Problem mit 
Forderungen nach Streichung der Entwicklungszusammenarbeit 
ist, dass wir dann die Probleme bekommen, die Aktivist*innen. 
Wir sind dann die Sündenböcke.“ – Aktivist aus Uganda

Sarah Kohrt, Hirschfeld-Eddy-Stiftung

Die Broschüre kann auf der Website der Hirschfeld-Eddy- 
Stiftung kostenlos bestellt und heruntergeladen werden: 
www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/schriften/hes-schriftenreihe

Projektwebsite „Do no harm“ mit Hintergrundartikeln, Fotos 
und Videos: www.hirschfeld-eddy-stiftung.de/infozentrum/
projekt-2022-do-no-harm/projekt-do-no-harm-projektbe-
schreibung
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Im November 2022 hat das LSVD-Projekt „Selbst.verständlich Vielfalt“ 
seine neue Fachpapier-Reihe auf den Weg gebracht. Mit Tipps und 
Handlungsempfehlungen im Umgang mit LSBTIQ*-feindlichen Äußerungen 

sowie Impulsen für intersektionale Perspektiven in der Sozialen Arbeit 
möchten wir mit den Papieren vor allem Fachkräfte stärken. Bisher sind vier 
Ausgaben der Reihe erschienen.

Regenbogenkompetenz in der Jugendarbeit – Zum professionellen 
Umgang mit Themen der sexuellen und geschlechtlichen Vielfalt
Wie können Fachkräfte Regenbogenkompetenz erlangen und was ist das 

überhaupt? Anhand des Konzeptes von Prof. Dr. Ulrike Schmauch werden die 
wichtigsten Begriffe erklärt und Kompetenzen erläutert: Mit der Sach kompe-
tenz wird Wissen über Lebenslagen, Diskriminierungen und Ressourcen von 

 Neue Fachpapier-Reihe des LSVD

Queer-Papiere 
für die Jugendarbeit
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respekt | bundesverband!
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LSBTIQ* Menschen erworben. Die Methodenkompetenz 
erlaubt eine sichere Handlungsfähigkeit und das Ver-
fahrenswissen über die direkte und die indirekte Thema-
tisierung von sexueller und geschlechtlicher Vielfalt. Mit 
der Sozialkompetenz wird die Kooperationsfähigkeit aus-
gebaut, um in der alltäglichen Kommunikation queere 
Belange zu berücksichtigen. Dieses schließt beispiels-
weise spontane Reaktionen auf Beleidigungen ebenso ein 
wie die inklusive Gestaltung von Formularen. Grundlegend 
ist die Selbstkompetenz zur kontinuierlichen Reflexion 
eigener Gefühle, Vorurteile und Werte anhand einer 
Auseinandersetzung mit der eigenen Biografie und mit 
persönlichen Moralvorstellungen. Regenbogenkompetenz 
wird dabei als stetiger Lernprozess verstanden.

Rechtspopulistische Ideologien im Kontext der 
Jugend  arbeit – Anregungen zur Auseinander setzung 
für Fachkräfte
Wie kann auf rechtspopulistisches Gedankengut in 

der Jugendarbeit reagiert werden? Das zweite Papier 
nimmt Merkmale rechtspopulistischer Ideo lo gien, ihre 
Auswirkungen auf Jugendliche sowie Hand lungs empfeh-
lungen für pädagogische Fachkräfte in den Fokus. Es 
geht auf den ideologischen Einfluss rechts populistischer 
Strömungen auf junge Menschen und dessen begünsti-
gende Faktoren ein. Es benennt rechtspopulistische Kern-
posi tionen wie Antipluralismus, Inszenierung in einer ima-
ginierten Opferrolle sowie Antifeminismus und LSBTIQ*- 
Feind lichkeit als Brücke hin zur gesell schaftlichen Mitte. 
Um pädagogisches Fachpersonal zu stärken, nimmt das 
Papier das Kontroversitätsgebot und Über wältigungs ver-
bot in den Blick und gibt konkrete Hand lungsempfeh-
lungen für eine menschenrechtsorientierte Bildungsarbeit. 

Jugendarbeit queer gedacht – Leitprinzipien und 
rechtlicher Auftrag
Prof. Dr. Melanie Groß erläutert die Leitprinzipien für 

eine queere Jugendarbeit und informiert über den rechtli-
chen Auftrag. Ausgehend von einer menschenrechtsorien-
tierten Sozialen Arbeit muss die Jugendarbeit immer auch 
die Bedarfe queerer Jugendlicher einbeziehen. Auf diese 

Weise kann in der Jugendarbeit ein Begegnungsraum 
geschaffen werden, in dem queere und nicht-queere 
Jugendliche gleichermaßen willkommen sind und sich 
gegenseitig anerkennen. Zentrale Stichworte einer in die-
sem Sinne inklusiven Jugendarbeit sind Sichtbarkeit sowie 
Anerkennung und Akzeptanz von Differenz.

Bewusst respektvoll kommunizieren – keine Angst 
vor Sprache. Keine Angst vor Fehlern. Keine Angst 
vor Veränderung.
Wie kann eine respektvolle Kommunikation aussehen 

und welchen Einfluss kann Sprache auf marginalisierte 
Gruppen haben? Das Queer-Papier möchte Fachkräfte 
und Pädagog*innen ermutigen, in ihren Einrichtungen 
Raum für eine geschlechtergerechtere und inklusivere 
Sprache zu schaffen. Dazu wird auf die Wirkmächtigkeit 
der Sprache aufmerksam gemacht: Sie kann einerseits 
mit starken Formulierungen ein Kopfkino in Gang setzen 
und andererseits als Instrument der Verständigung gesell-
schaftliche Machtverhältnisse neutral beschreiben oder 
aber auch für deren Festschreibung sorgen. Eine Sprache, 
die LSBTIQ*-inklusiv ist, kann Sicherheit, Sichtbarkeit und 
Akzeptanz fördern sowie Antworten auf die Fragen der 
geschlechtlichen Gleichberechtigung geben. Das schließt 
sowohl eine wertschätzende Ausdrucksweise gegenüber 
allen Menschen als auch eine sprachliche Reaktion 
auf Beleidigungen ein. Denn ein auch sprachlich men-
schenfreundliches Klima trägt entscheidend dazu bei, 
dass sich junge Menschen ermutigt fühlen, ihre sexuelle 
Orientierung oder geschlechtliche Identität als selbstver-
ständlichen Teil ihrer Lebensgestaltung zu zeigen.

Alle Queer-Papiere können sowohl von der Projektseite 
als PDF heruntergeladen als auch in gedruckter Form 
bestellt werden: www.selbstverstaendlich-vielfalt.de/lsvd

Leonie Achterhold, Clara Clasen, René Mertens und 
Jürgen Rausch, Team Selbst.verständlich Vielfalt

respekt  | bundesverband!

https://www.selbstverstaendlich-vielfalt.de/lsvd
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Nicht nur Erwachsene erleben Ausgrenzung 
und Diskriminierung, sondern auch Kinder 
und Jugendliche. Neben der Schule und 

den sozialen Medien ist auch Jugendarbeit Teil 
des Sozialraums junger Menschen und prä-
gen deren Aufwachsen. Gleich zeitig können 
sie Räume sein, in denen Aus gren zung und 
Dis kriminierung stattfinden. Wie kann ein dis-
kriminierungs armer Raum für junge Men schen 
geschaffen werden? Diesen Fragen gingen Ex -
pert* innen zum Welt kindertag beim Regen bo-
gen parlament nach. Gemeinsam mit Fach kräften 
aus der Kinder- und Jugend arbeit wurde lebhaft 
darüber diskutiert und der Raum für Aus tausch 
und Vernetzung genutzt.

Dr. Seyran Bostancı (Deutsches Zentrum für 
Integrations- und Migrationsforschung) warb 
dafür, den Begriff der „Inklusion“ tatsächlich 
zu leben: Alle jungen Menschen sollten in ihrer 
Vielfältigkeit willkommen geheißen und wertge-
schätzt werden. In der Bildungsarbeit komme es 
darauf an, die Selbstermächtigung von jungen 
Menschen zu fördern. Gute Voraussetzungen in 
pädagogischen Einrichtungen seien eine wohl-
wollende Fehlerkultur und die Selbstreflexion der 
Erwachsenen.

Andrea Micksch (Bildungsstätte Anne-Frank-
Zentrum) stellte beispielhaft die Methode „Train 
to empower“ vor. Mit ihr sollen Fachkräfte der 
politischen Bildungsarbeit gegen demokratie-
feindliche Ideologien fit gemacht werden.

Die Theatermacherin Mirrianne Mahn hob die 
Bedeutung von Machtstrukturen hervor: Macht 
bedeute Verantwortung, schaffe Hand lungs mög-
lichkeiten und sei Voraussetzung für Mit bestim-
mung. Wichtig in einer reflektierten Arbeit mit 
Kindern und Jugendlichen sei demnach die 
Empathie für die Erfahrungen von tagtäglicher 
Fremdbestimmung.

Laura Seyfang (Hessischer Jugend ring) wies 
auf das komplexe Zusammenspiel kör per licher 
und gesellschaftlicher Faktoren in der Be  glei tung 
queerer Jugendlicher hin. Fehlende Sicht bar-
keit und strukturelle Diskriminierung bei Ab -
weichung von tradierten Normen von Sexu ali tät 

und Geschlecht stellen bei der Be wäl ti gung 
von Entwicklungsaufgaben zentrale Heraus for-
derungen dar.

Fatma Tuna und Mehregan Behrouz (ROOTS 
& ROUTES Cologne) gaben Einblicke in Teil-
habe und selbst verwaltete Räume in der inter-
sektio nalen Projektarbeit. Die Erfah rungen der 
Jugend lichen mit dem Zusammen wirken unter-
schiedlicher Diskriminierungen wurde in frei 
wählbaren Formen und mit verschie denen Tech-
niken künstlerisch bearbeitet. 

Thomas Kugler (QUEERFORMAT - Fachstelle 
Queere Bildung Berlin) wies auf eine gesetzliche 
Revolution hin: Mit dem Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetz sei es erstmals gelungen, „die 
unterschiedlichen Lebenslagen von Mädchen, 
Jungen sowie transidenten, nichtbinären und 
intergeschlechtlichen jungen Menschen“ aus-
drücklich im deutschen Gesetz zu benennen. 
Als neue Leitprinzipien der Jugend hil fe betont 
es die Selbstbestimmung, Gleich berechtigung 
und Teilhabe junger Menschen. Das 8. Sozial-
gesetzbuch ist nun eine starke Rechts grund lage 
für diskriminie rungs arme Ju gend arbeit.

Sei beim nächsten Mal dabei!
Am 10. September 2023 wird das nächste 

Regenbogenparlament unter dem Motto „Selbst.
bestimmt Vielfalt“ an der Volkshochschule Köln 
stattfinden. Wie gelingt es, respektvoll und ge -
walt frei über Diskriminierung in der Com mu ni ty 
miteinander ins Gespräch zu kommen? Wie 
gehen wir mit Diskriminierungen wie Ras sis mus, 
Body- Shaming, Trans*feind lich keit oder auch 
Mar gi na lisierung von behinderten Men schen in 
unserer Community um und wie können wir uns 
solidarisch unterstützen?

Leonie Achterhold, Clara Clasen, 
René Mertens und Jürgen Rausch, 

Team Selbst.verständlich Vielfalt

Mehr Informationen zu den
Regenbogen parlamenten: 
www.lsvd.de/de/ct/3650

 Jugendarbeit diskriminierungskritisch & queer-sensibel?

Regenbogenparlament

Berreits seit 2017 organisieren wir die 
Regenbogenparlamente
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Von außen wird der LSVD oft als Verband wahrgenommen, der eine 
Schar von Mitarbeitenden beschäftigt. Dabei geht häufig verloren, 
dass wir in erster Linie vom ehrenamtlichen Engagement unserer 

Mitglieder leben. Fast 70 Ehrenamtler*innen geben dem LSVD Gesicht und 
Stimme – im Bundesvorstand und in den Landesverbänden. Auch unter-
halb der Vorstandsebene finden sich viele Engagierte, die sich in unseren 
Vereinen einbringen, beispielswiese bei der Organisation von Aktionen, wie 
den Rainbowflashs zum Internationalen Tag gegen Homo, Bi-, Trans*- und 
Interphobie, bei den CSDs oder bei der Unterstützung queerer Geflüchteter. 
Manchmal sind es fast schon Großereignisse, wie die Planung und 
Durchführung der Regenbogenfamilienkonferenz oder die Planung eines 
internationalen Jugendaustauschs, die ohne Ehrenamt nicht möglich wären.

Aktivismus verbindet
Ohne diese liebenswerten Menschen, die sich nach ihrer bezahlten 

Tätigkeit oder der Uni noch der Arbeit in unserem Verband widmen, wäre der 
LSVD nicht der, der er ist. Ehrenamt in unserem Verband ist vor allem auch 
immer die Chance, die Wirksamkeit des eigenen Engagements hautnah 
mitzuerleben, spannende Menschen zu treffen, die für dieselben Themen 
brennen und für Vielfalt und Respekt sorgen.

Dabei sind die Möglichkeiten, sich beim LSVD aktiv einzubringen, viel-
fältig. Die Arbeit der Landesverbände reicht von der Gestaltung eigener 
Veranstaltungen und Kampagnen über die politische Arbeit in Bereichen 
wie Sport, Jugendarbeit, Lesbische Sichtbarkeit, Regenbogenfamilien, 
Unter stützung für alte und ältere LSBTIQ* bis zur Bildungsarbeit. Auch die 
Social-Media-Accounts und Webseiten der Landesverbände wollen gepflegt 
und weiterentwickelt werden. 

Manchmal sind es gerade die kleinen Dinge, wie die Organisation eines 
Treffens der LSVD-Mitglieder vor Ort, die für unseren Verband wichtig sind. 
Besonders hier können wir Menschen für das aktive Engagement begei-
stern, gemeinsam neue Ideen schmieden oder miteinander diskutieren. 
Ohne den ein oder anderen Euro geht es jedoch nicht. Um nicht umständlich 
erst eine Projektfinanzierung beantragen zu müssen oder lange Spenden zu 
sammeln, stellt der Bundesverband den Landesverbänden den Aktionsfonds 
zur Verfügung. Hier kann finanziert werden, was das Ehrenamt braucht, 
um den eigenen Ideen Rückenwind zu geben. Mal ist es ein Flyer, mal ein 
Zuschuss, um mit Mitgliedern gemeinsam einen CSD im Nachbarland zu 
besuchen. Der Aktionsfonds macht es möglich.

Engagement auf allen Ebenen
Natürlich gibt es auch Aspekte in der Vereinsarbeit, die weniger Spaß 

machen, wie etwa die Pflege von Presseverteilern, das Erstellen von 
Einladungen oder das Schreiben von Förderanträgen. In diesen und weiteren 
Bereichen unterstützt die Bund-Länder-Koordination die ehrenamtlichen 
LSVDler*innen. Weil Engagement von einem Gefühl von Gemeinsamkeit 
lebt, treffen sich die Vertretungen aus Bund und Ländern zum Bund-
Länder-Treffen und in Videokonferenzen. Welche neuen Aktionen gibt es in 
anderen Bundesländern? Welche Ideen kann ich für die eigene LSVD-Arbeit 
mitnehmen? Wie können wir gemeinsam Druck aufbauen, um die rechtliche 
Akzeptanz queerer Menschen in Deutschland voranzutreiben? Dabei gibt es 
regelmäßig spannende Impulse von Expert*innen anderer Verbände und 
aus der Wissenschaft. Das bringt nicht nur uns als LSVD neue Anstöße 
für unsere Arbeit, sondern bringt vor allem auch unsere Ehrenamtler*innen 
beruflich voran. Engagement im LSVD heißt immer auch, neue Dinge zu 
lernen und zu erleben. Du bist neugierig geworden, dann melde dich bei uns 
und komm ins LSVD-Team …

René Mertens, Bund-Länder-Koordinator
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 Die DNA unseres Verbands

Queeres Engagement im LSVD

Mitglieder, Ehramtliche und Hauptamtliche gemeinsam auf dem 35. LSVD-Verbandstag 2023
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Landesverband Saar

Beratung für Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans*, 
Intergeschlechtliche, deren Angehörige und Fachkräfte

Wir beraten und unterstützen zu einer Vielzahl von Themen – beispielsweise beim 
Coming-out oder bei Erfahrungen mit Diskriminierung und Gewalt. Wir informieren 
über weiterführende Hilfsangebote und Unterstützungsmöglichkeiten. Es werden 

auch Vermittlungen zu unseren Gruppen und Netzwerken angeboten.

Checkpoint des Lesben- und Schwulenverbandes Saar
Mainzer Straße 44, 66121 Saarbrücken  •  +49 681 39 88 33

beratung@checkpoint-sb.de  •  saar.lsvd.de  •  facebook.com/lsvdsaar

gefördert durch:

Lichtzeichen 
Auf Anregung des LSVD Saar 
wurden von Oberbürgermeister 
Uwe Conradt in der Innenstadt 
der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken an zwei Fußgängerüber-
gängen gleichgeschlechtliche 
Ampelpärchen installiert – ein 
Lichtzeichen für die Sichtbarkeit 
von homosexuellen Paaren in 
der weltoffenen, bunten und 
vielfältigen Stadtgesellschaft 
Saarbrückens.

Diese charmante Geste löste 
allerdings nicht nur Begeiste-
rung aus. So freuten sich viele 
Bürger*innen auf der einen Seite 
über dieses Signal der Akzeptanz 
im Alltagsleben, während auf 

der anderen Seite in den sozialen Medien ein großer Shitstorm gegen die 
homosexuellen Ampelpaare einsetzte. Was dabei überraschte, war der 
Umfang und die Heftigkeit, mit der sich Wut und Häme in den negativen 
Statements äußerten. Fernsehen, Radio und Zeitung berichteten umfäng-
lich über den Shitstorm und positionierten sich positiv zu den Ampeln.

Aufmerksamkeit auf die Anwesenheit queerer Menschen in der Saarbrü-
cker Stadtgesellschaft wurde mit diesen Ampel-Signalen jedenfalls jetzt 
schon erreicht und Menschen, die zu den Ampelpärchen negativ einge-
stellt sind, müssen jetzt halt lernen mit dieser Toleranz im Alltag zu leben.

Stadt, Land, Queer
Unsere ländliche Region im Saarland ist bunt und divers. Neben unserem 
Schulprojekt „LSVD Schule“, mit dem wir seit 2013 saarlandweit in allen 
Landkreisen tätig sind, beraten und unterstützen wir verstärkt auch queere  
Gruppen, die sich in der ländlichen Region neu gründen.

Mit unseren Fachvorträgen in verschiedenen Landkreisen versuchen wir 
die Sichtbarkeit und Sensibilisierung zur queeren Thematik zu erhöhen.
Mit der neuen Veranstaltungsreihe „Stadt, Land, Queer“ bietet der LSVD 
Saar nun auch regelmäßig Treffpunkte für LSBTI*Menschen an, die im 
ländlichen Raum leben oder diesen kennenlernen möchten, um so auch 
die Sichtbarkeit von queerem Leben im ländlichen Raum zu stärken.

LSVD Schule ist ein Projekt junger Lesben, Schwuler und 
Trans*Personen, die als ausgebildete Teamer*innen auch an 

Ihre Schule kommen. Ab Klassenstufe 7, in allen Schulformen.

Seien Sie dabei und stärken Sie unsere Menschenrechte!

LSVD Saar  •  info@lsvd.schule  •  lsvd.schule

Fußball als Botschafter*in für Menschenrechte sollte nicht nur mit Slogans 
und Videobotschaften arbeiten, sondern auch weiterhin mit der Regenbogen- 
binde am Arm der Kapitän*innen in den Stadien sichtbar sein. Dieses 
Zeichensetzen mit der Regenbogen-Kapitänsbinde ist ein positives Signal 
im Deutschen Fußball gegen Queerfeindlichkeit und erreicht eine hohe 
Aufmerksamkeit bei allen Bevölkerungsgruppen.

Es bedurfte jahrelanger Arbeit verschiedener, engagierter Menschen, um 
diese bedeutende Symbolik durchzusetzen und diese Sichtbarkeit zu 
erreichen. Der Turnaround zu der Nationalfarben-Kapitänsbinde bei der 
deutschen Fußballnationalelf der Männer ist daher besorgniserregend, 
spiegelt Fußball doch die Gesellschaft wider.

Wenn die Fußball-Europameisterschaft 2024 in Deutschland dann auch 
noch im Pride-Monat startet, sollte der Deutsche Fußball-Bund einlenken 
und zumindest mit queerfreundlichen Kampagnen und Aktionen das 
Turnier begleiten, um seine Glaubwürdigkeit nicht ganz zu verspielen. Im 
Saarland ist der regionale Bezug sehr wichtig. So arbeitet der LSVD Saar seit 
einiger Zeit vertrauensvoll und gut mit dem Landessportverband für das 
Saarland zusammen, der uns zu seinem Sporttag und der Antirassismus- 
Kampagne beim Saarländischen Fußballverband einlud, unsere Workshops  
buchte und in seinen Räumlichkeiten wochenlang unsere Ausstellung zu 
„Vielfältigen Lebensweisen“ präsentierte. Für uns muss auch in Zukunft 
gelten: Wir bleiben weiter am Ball!

LSVD Saar; Redaktion: Irene Portugall; Gestaltung: Christian Bart

tel:+49 681 39 88 33
https://saar.lsvd.de/
https://facebook.com/lsvdsaar
mailto:beratung@checkpoint-sb.de
mailto:info@lsvd.schule
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Seit Juli 2022 setzt sich die Initiative WELCOMING 
OUT gemeinsam mit mittlerweile mehr als dreißig 
Unterstützer*innen für die Möglichkeit eines angstfreien 

Coming-Outs für alle Mitglieder der queeren Community ein. 

Ist mein Coming-Out willkommen?
Die Idee zu WELCOMING OUT hatte das Gründungs- 

und Geschäftsführungs-Duo Markus Hoppe und Vanessa 
Lamm. Im Rahmen ihrer langjährigen Erfahrung als Diversity-
Trainer*innen für geschlechtliche und sexuelle Vielfalt haben 
sie ein Problem entdeckt: Viele Menschen, die nicht Teil der 
Community sind, haben eine offene Einstellung gegenüber 
queeren Menschen. Oft sehen sie aber keinen Grund, dies 
proaktiv zu kommunizieren. Gleichzeitig wissen Queers häufig 
nicht, wie ihr Umfeld auf ein Coming-out reagieren würde, und 
bleiben lieber ungeoutet. Die einen sprechen also nicht über 
ihre Offenheit und die anderen wissen nicht, woran sie sind, 
und bleiben unsichtbar – ein Teufelskreis.

Um diesen Teufelskreislauf zu durchbrechen, nutzt WEL-
COMING OUT ein einfaches Symbol, mit dem Menschen ihre 
akzeptierende Einstellung nonverbal sichtbar machen können. 
Das Symbol zeigt zwei sich umarmende Menschen. Die 
Botschaft lautet: Nicht geoutete queere Personen können ihr 
angstfreies Coming-out mir gegenüber haben.

Sichtbarkeit für Akzeptanz
Wer das Symbol öffentlich sichtbar macht – z. B. in Form 

von Buttons an der eigenen Kleidung oder als Social-Media-
Post auf verschiedenen Accounts – hat sein WELCOMING 
OUT und signalisiert damit queeren Personen die eigene 
Unterstützung. Geschäftsführer Markus Hoppe erklärt: „Bei 
WELCOMING OUT geht es nicht darum, die Einstellung von 
Menschen zu ändern, sondern darum, bereits Vorhandenes 
sichtbar zu machen.“

Unterstützt wird WELCOMING OUT von über dreißig PA -
TRONS. Die PATRONS OF WELCOMING OUT sind ein Bündnis 
aus verschiedenen Organisationen und Unternehmen, die sich 
zusammengeschlossen haben, um WELCOMING OUT zu 
fördern und eine deutschlandweite Bewegung zu entfachen. 
Mit dabei ist neben dem internationalen Tech-Konzern Meta, 
dem Hamburger Sportverein (HSV), dem Nivea-Mutterkonzern 
Beiersdorf und vielen weiteren auch der LSVD Hamburg. 

Vernetzung von LSBTIQ*-
Verbündeten
Der LSVD Hamburg unter-

stützt WELCOMING OUT, um 
die Akzep tanz der queeren 
Com munity in der Ge sell -
schaft langfristig zu er höhen. 
Über ihre Zu sam men arbeit 
mit WELCOMING OUT sa gen 
Barbara Mans berg und Wolf-
gang Preussner aus dem 
LSVD- Landes vorstand Ham-
burg: „Wir wollen, dass lesbische, schwule und bisexuelle 
Lebensweisen sowie Trans- und Intergeschlechtlichkeit 
als selbstverständ licher Teil gesellschaftlicher Normalität 
respektiert und anerkannt werden. Das Recht auf Gleich-
heit und Nicht diskriminierung muss sich im Alltag ver-
wirklichen.“

Bislang haben sich aber nicht nur die PATRONS der 
Bewegung angeschlossen, sondern auch viele Einzel-
personen, die ihre Akzeptanz für queere Personen offen 
kommunizieren. Hierunter sind auch prominente Per sön-
lichkeiten und Influencer*innen. So sagt beispielsweise Micha 
Fitz, Co-Gründer der Nichtregierungsorganisation Viva con 
Agua, über sein WELCOMING OUT: „Gerade wir weißen Cis-
Dudes müssen uns engagieren, einbringen, lernen, reflektie-
ren, ansprechen, aufstehen und aktiv sein.“ 

Um möglichst viele Menschen niedrigschwellig zu errei-
chen, klärt WELCOMING OUT auf der eigenen Website und 
dem Instagram-Account @welcomingout über die Initiative 
sowie weitere Themen mit queerem Bezug auf. Wer sich der 
Bewegung selbst anschließen oder als Organisation PATRON 
OF WELCOMING OUT werden möchte, kann das Team 
von WELCOMING OUT über diese Kanäle kontaktieren und 
neben Infomaterialen auch kostenfreies Merchandise-Artikel  
bestellen. 

Sönje Krugel, WELCOMING OUT

 Akzeptanz sichtbar machen

WELCOMING OUT
Landesverband Saar

Beratung für Lesben, Schwule, Bisexuelle, Trans*, 
Intergeschlechtliche, deren Angehörige und Fachkräfte

Wir beraten und unterstützen zu einer Vielzahl von Themen – beispielsweise beim 
Coming-out oder bei Erfahrungen mit Diskriminierung und Gewalt. Wir informieren 
über weiterführende Hilfsangebote und Unterstützungsmöglichkeiten. Es werden 

auch Vermittlungen zu unseren Gruppen und Netzwerken angeboten.

Checkpoint des Lesben- und Schwulenverbandes Saar
Mainzer Straße 44, 66121 Saarbrücken  •  +49 681 39 88 33

beratung@checkpoint-sb.de  •  saar.lsvd.de  •  facebook.com/lsvdsaar

gefördert durch:

Lichtzeichen 
Auf Anregung des LSVD Saar 
wurden von Oberbürgermeister 
Uwe Conradt in der Innenstadt 
der Landeshauptstadt Saarbrü-
cken an zwei Fußgängerüber-
gängen gleichgeschlechtliche 
Ampelpärchen installiert – ein 
Lichtzeichen für die Sichtbarkeit 
von homosexuellen Paaren in 
der weltoffenen, bunten und 
vielfältigen Stadtgesellschaft 
Saarbrückens.

Diese charmante Geste löste 
allerdings nicht nur Begeiste-
rung aus. So freuten sich viele 
Bürger*innen auf der einen Seite 
über dieses Signal der Akzeptanz 
im Alltagsleben, während auf 

der anderen Seite in den sozialen Medien ein großer Shitstorm gegen die 
homosexuellen Ampelpaare einsetzte. Was dabei überraschte, war der 
Umfang und die Heftigkeit, mit der sich Wut und Häme in den negativen 
Statements äußerten. Fernsehen, Radio und Zeitung berichteten umfäng-
lich über den Shitstorm und positionierten sich positiv zu den Ampeln.

Aufmerksamkeit auf die Anwesenheit queerer Menschen in der Saarbrü-
cker Stadtgesellschaft wurde mit diesen Ampel-Signalen jedenfalls jetzt 
schon erreicht und Menschen, die zu den Ampelpärchen negativ einge-
stellt sind, müssen jetzt halt lernen mit dieser Toleranz im Alltag zu leben.

Stadt, Land, Queer
Unsere ländliche Region im Saarland ist bunt und divers. Neben unserem 
Schulprojekt „LSVD Schule“, mit dem wir seit 2013 saarlandweit in allen 
Landkreisen tätig sind, beraten und unterstützen wir verstärkt auch queere  
Gruppen, die sich in der ländlichen Region neu gründen.

Mit unseren Fachvorträgen in verschiedenen Landkreisen versuchen wir 
die Sichtbarkeit und Sensibilisierung zur queeren Thematik zu erhöhen.
Mit der neuen Veranstaltungsreihe „Stadt, Land, Queer“ bietet der LSVD 
Saar nun auch regelmäßig Treffpunkte für LSBTI*Menschen an, die im 
ländlichen Raum leben oder diesen kennenlernen möchten, um so auch 
die Sichtbarkeit von queerem Leben im ländlichen Raum zu stärken.

LSVD Schule ist ein Projekt junger Lesben, Schwuler und 
Trans*Personen, die als ausgebildete Teamer*innen auch an 

Ihre Schule kommen. Ab Klassenstufe 7, in allen Schulformen.

Seien Sie dabei und stärken Sie unsere Menschenrechte!

LSVD Saar  •  info@lsvd.schule  •  lsvd.schule

Fußball als Botschafter*in für Menschenrechte sollte nicht nur mit Slogans 
und Videobotschaften arbeiten, sondern auch weiterhin mit der Regenbogen- 
binde am Arm der Kapitän*innen in den Stadien sichtbar sein. Dieses 
Zeichensetzen mit der Regenbogen-Kapitänsbinde ist ein positives Signal 
im Deutschen Fußball gegen Queerfeindlichkeit und erreicht eine hohe 
Aufmerksamkeit bei allen Bevölkerungsgruppen.

Es bedurfte jahrelanger Arbeit verschiedener, engagierter Menschen, um 
diese bedeutende Symbolik durchzusetzen und diese Sichtbarkeit zu 
erreichen. Der Turnaround zu der Nationalfarben-Kapitänsbinde bei der 
deutschen Fußballnationalelf der Männer ist daher besorgniserregend, 
spiegelt Fußball doch die Gesellschaft wider.

Wenn die Fußball-Europameisterschaft 2024 in Deutschland dann auch 
noch im Pride-Monat startet, sollte der Deutsche Fußball-Bund einlenken 
und zumindest mit queerfreundlichen Kampagnen und Aktionen das 
Turnier begleiten, um seine Glaubwürdigkeit nicht ganz zu verspielen. Im 
Saarland ist der regionale Bezug sehr wichtig. So arbeitet der LSVD Saar seit 
einiger Zeit vertrauensvoll und gut mit dem Landessportverband für das 
Saarland zusammen, der uns zu seinem Sporttag und der Antirassismus- 
Kampagne beim Saarländischen Fußballverband einlud, unsere Workshops  
buchte und in seinen Räumlichkeiten wochenlang unsere Ausstellung zu 
„Vielfältigen Lebensweisen“ präsentierte. Für uns muss auch in Zukunft 
gelten: Wir bleiben weiter am Ball!

LSVD Saar; Redaktion: Irene Portugall; Gestaltung: Christian Bart

Vanessa Lamm und 
Markus Hoppe  haben 
die Geschäftsführung 
von WELCOMING 
OUT inne
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REGENBOGENFAMILIEN IM RECHT

Mit Nachdruck hat der LSVD die neue Bundesregierung, 
insbesondere Bundesjustizminister Marco Buschmann, mehr-
fach an das Versprechen im Koalitionsvertrag erinnert, endlich 
das Familienrecht für Regenbogenfamilien zu modernisieren. 
Zunächst war vorgesehen, im Zuge einer zweiteiligen Reform 
in einem ersten Schritt zeitnah zu regeln, dass ein Kind, das 
mittels Samenspende ohne Gerichtsbegleitung durch ärztlich 
assistierte Reproduktion gezeugt und in die Ehe zweier Frauen 
geboren wird, automatisch zwei rechtliche Mütter haben soll. 
Für nicht verheiratete Paare sollte die Mutterschaftsanerkennung 
möglich werden. 

Obwohl eine weitergehende Regelung schon auch in einem 
ersten Schritt wünschenswert gewesen wäre, hätte dieser mini-
male Reformschritt im Herbst 2022 immerhin einen Fortschritt 
bedeutet und die Situation für die überwiegende Mehrheit der 
Zwei-Mütter-Familien nachhaltig verbessert. Im zweiten Schritt 
hätte in dieser Legislaturperiode die weitergehende Reform mit 
Regelungen zu privaten Samenspenden und Vereinbarungen vor 
der Empfängnis für Mehrelternfamilien, sowie der Anerkennung 
der Eltern schaft unabhängig vom Geschlecht der anerken-
nenden Person folgen müssen. Leider vertreten die Grünen als 
Koalitionspartner in der Reformdiskussion die Position, dass 
sie lieber keine Teillösung als ersten Schritt wollen. Aus diesem 
Grund hat das Bundesjustizministerium den Entwurf für die 
Teilreform zurückgezogen. 

Nun ist für Ende 2023 oder Anfang 2024 ein umfassender 
Re fe renten entwurf für die Abstammungsrechtsreform ange-
kündigt. Es ist Aufgabe des LSVD, trotz der unterschiedlichen 
Standpunkte innerhalb der Community an der Bildung eines 
breiten Bündnisses zu arbeiten, damit es innerhalb der aktuellen 
Legislaturperiode zu einer substanziellen Familienrechtsreform 
für Regenbogenfamilien kommt. Die Leitplanken für die Ab stam-
mungs rechts reform wurden dem Bundestags präsidium am  
5. Mai übergeben.

Auszüge aus dem Tätigkeitsbericht des Bundesvorstands

Für Vielfalt und Respekt! 

respekt | bundesverband!

1. FÜR EIN GERECHTES RECHT
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ARTIKEL 3 

Der Gleichbehandlungskatalog in Art. 3 Abs. 3 GG war 1949 die demokra-
tische Antwort auf die nationalsozialistische Selektions- und Verfolgungspolitik. 
Homosexuelle waren von dieser Antwort bewusst ausgeschlossen worden. 
Das Grundgesetz hat sie lange Zeit nicht einmal vor schweren Menschen-
rechtsverletzungen wie der Strafverfolgung nach § 175 StGB geschützt.

Die Ergänzung des Grundgesetz-Artikels 3 (3) um den Diskriminierungs-
schutz queerer Menschen steht nach wie vor aus. Der Runde Tisch „Grund-
gesetz für alle“ führte zahlreiche Gespräche und wandte sich im April 2022 mit 
einem überarbeiteten Positionspapier erneut an die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages. Darin forderte er, dass die Verfassung an der Selbstbestimmung 
und Gleichberechtigung aller Menschen der queeren Community keinen Zweifel 
lassen darf. Wörtlich heißt es: „Es muss unstreitig sichergestellt werden, dass 
sowohl die sexuelle als auch die geschlechtliche Identität unter dem vollumfäng-
lichen Schutz des Grundgesetzes stehen.“ 

Der LSVD-Bundesvorstand suchte das Gespräch mit potenziellen Verbün-
deten und trat mit dem Anliegen unter anderem an den Queerbeauftragten der 
Deutschen Bischofskonferenz, die Evangelische Kirche in Deutschland, den 
Zentralrat der Juden und den Zentralrat der Muslime heran. Hoffnung gibt viel-
leicht, dass sich neben dem ehemaligen Ministerpräsidenten des Saarlandes, 
Tobias Hans, und dem CDU-Ministerpräsidenten von NRW, Hendrik Wüst, auch 
Volker Ullrich (CDU/CSU-Bundestagfraktion) in der Bundestagsdebatte am 26. 
Januar 2023 über den Antrag der Linken „Die ‚vergessenen‘ queeren Opfer der 
nationalsozialistischen Verfolgung“ für die so lange geforderte Ergänzung des 
Grundgesetz-Artikels 3 (3) aussprach.

respekt  | bundesverband!

Fotos: Caro Kadatz/LSVD
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PRÄVENTION UND BEKÄMPFUNG 
VON HASSGEWALT

Am 20. September 2022, knapp neun Monate nach dem 
ent sprechenden Beschluss der Innenminister konferenz, 
tagte auf Einladung des Bundesinnenministeriums (BMI) 
erst mals der Unabhängige Arbeitskreis „Bekämp fung 
homophober und transfeindlicher Gewalt“. Bei diesem 
ersten Treffen wurden Themen- und Handlungsfelder 
identifiziert, zu denen das BMI am 17. Oktober einen 
Fragenkatalog zu einer Bund-Länder-Abfrage bei den Mit-
gliedern des Arbeitskreis II – Innere Sicherheit der Innen-
minister* innenkonferenz vorlegte. Der ergänzte Katalog 
wurde der Zielgruppe zugeleitet. 

Zu den Themenfeldern wurden Arbeitskreise gebildet, 
die auf Grundlage der Rückmeldungen der Bundesländer 
und der im AK II beteiligten Bundesbehörden Handlungs-
empfehlungen zu den unterschiedlichen Bereichen ent-
wickeln und der Innenminster*innenkonferenz vorgelegt. 
Diese Handlungsempfehlungen im Februar / März finali-

siert und liegen mittler weile 
des AK II – Innere Sicher heit 
der IMK vor. Diese wird in 
ihrer Sitzung im Juni über die 
Emp feh lungen beraten und 
ent scheiden. 

Gemeinsam mit dem Bun-
des  ver band Trans* hat der 
LSVD in einem gesonderten 
Ver fahren Aktivist*innen und 
Be ratungsstellen in der Com-
mu  nity gebeten, ihre Erfah run-
gen mit Kontakten zu Si cher -
heitsbehörden, Un ter stüt  zung 
und Kooperation mit zu tei len. 
Die Ergebnisse wurden in die 
Beratungen eben falls einge-
bracht.

2. FÜR MENSCHENWÜRDE 
– GEGEN HASS

DER AKTIONSPLAN „QUEER LEBEN“ 
DER BUNDESREGIERUNG

Die Vorstellung des Aktionsplans für Akzeptanz und 
Schutz sexueller und geschlechtlicher Vielfalt „Queer leben“ 
am 18. November 2022 war ein wichtiger Schritt des von 
der Ampel-Regierung im Koalitionsvertrag versprochen en 
queer politischen Aufbruchs der Bundesregierung. Seit 
Jahren hat der Lesben- und Schwulenverband einen sol-
chen Aktionsplan gefordert. Der LSVD begrüßte es, dass 
der erste gemeinsame Aktionsplan der Bundes regierung 
ver bindliche Maßnahmen für alle Ressorts enthält, mahnte 
aber, dass ein nicht ausreichend finanziell untersetzter 
Aktionsplan laufe Gefahr, zum zahnlosen Tiger zu werden. 
In „Queer leben“ werden sechs zentrale Handlungs-
felder gegen Diskriminierung und für Vielfalt identifiziert: 
Recht liche Anerkennung, Teilhabe, Sicherheit, Gesundheit, 
Stär kung von Beratungs- und Communitystrukturen und 
Internationales.

Anschließend wurde in einem Interessen bekundungs-
verfahren erfragt, welche Verbände und Organisationen in 
den insgesamt 18 Themenfeldern ihre Expertise einbrin-
gen möchten. Die Themen werden von Arbeitsgruppen 
bearbeitet, in denen neben Vertreter*innen der Nicht regie-
rungsorganisationen auch Mitarbeitende von Bundes-
ministerien und Bundesbehörden sowie verschiedene 
Beauftragte der Bundesregierung mitwirken. Ziel ist, die 
im Aktionsplan genannten Maßnahmen konkret auszuge-
stalten, zu priorisieren und deren Umsetzung anzustoßen. 
Am 20. März 2023 fand die Auftaktveranstaltung des 
Beteiligungsverfahrens am Aktionsplan statt.

respekt | bundesverband!

QUEER REFUGEES WELCOME
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PROJEKT 
„QUEER REFUGEES DEUTSCHLAND“

Die Förderung des seit November 2017 laufenden 
Projektes „Queer Refugees Deutschland“ (QRD) durch 
die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung lief zum 
30. Juni 2022 aus. Bis zum 31. Dezember 2022 hat 
die Stiftung Dreilinden zur Finanzierung der Gehälter der 
beiden Projektreferentinnen maßgeblich beigetragen. Am  
1. März 2023 startete der vorzeitige Maßnahmenbeginn 
für „Fluchtgrund: queer – Queer Refugees Deutschland“. 
Es soll zunächst bis Ende 2023 laufen.

Beratung und Betreuung
Von Mai 2022 bis Jahresende erreichten QRD 896 

Beratungsanfragen. Seit März gab es 256 Anfragen rund 
um das Thema Ukraine. Hierzu wurde eine Studie über 
LSBTIQ*-Drittstaatler*innen aufgestellt, die zeigt, dass die 
Gruppe der aus der Ukraine geflüchteten Personen nicht-
ukranischer Staatsangehörigkeit systematisch benachtei-
ligt wird. Außerdem erreichten QRD weiterhin zahlreiche 
Anfragen von Schutzsuchenden aus Afghanistan. Das 
Projekt QRD hat sich mit seiner Expertise in zahl-
reiche von Bundesinnenministerium und Auswärtigem 
Amt organisierte Besprechungen eingebracht und so 
dazu beigetragen, dass bei den Aufnahmeverfahren und 
Anhörungen die Belange gefährdeter LSBTIQ* besser 
berücksichtigt werden.

Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit
Der Leitfaden für die Praxis wurde aufgrund des 

Ukrainekrieges um Ukrainisch erweitert und in einer zwei-
ten Auflage mit 1.200 Exemplaren gedruckt. Die beiden 
Projektmitarbeiterinnen Lilith Raza und Ina Wolf haben 
als Referentinnen an zahlreichen Talks teilgenommen und 
die Öffentlichkeitsarbeit wurde fortgesetzt. Es erfolgte der 
Versand von rund 600 kg Materialien an 134 Stellen. Das 
Projekt stand beratend u.a. dem Flüchtlingskommissariat 
der Vereinten Nationen zu zahlreichen fluchtbezogenen 
Themen zur Verfügung, wie etwa Gewaltschutz, Safe 
Spaces und besserer Teilhabe.  QRD veröffentlichte ein 
Begleitheft für den Unterricht in Integrationskursen mit 
Begleitheft.

Workshops
Vom 16. bis 18. November 2022 fand in Pirna erstmals 

eine von IKEA mitfinanzierte größere Kooperation des 
Projekts mit drei Partneranlaufstellen in Sachsen statt. 
Hier trafen sich drei Tage lang 19 LSBTIQ*-Geflüchtete, 
acht Referenten*innen und Übersetzer*innen sowie sie-
ben Fachkräfte zum Austausch zu niedrigschwelligen 
Beratungsmöglichkeiten und zum Gewaltschutz.

Es wurden wieder zwei Sonderschulungen zum Thema 
„Trauma und Flucht“ durchgeführt. Ebenso wurden ins-
gesamt 18 zielgruppenangepasste Online- und Präsenz-
Schulungen für Asylverfahrensberatende, Kommunen und 
andere Träger durchgeführt. Insgesamt wurden 214 
Personen geschult. Ende Juni 2022 organisierte QRD ein 
finales deutschlandweites Kompetenznetzwerktreffen mit 
über hundert Teilnehmer*innen mit fachlichem Input und 
Schulungen, Erfahrungsaustausch und Vernetzung zum 
Thema LSBTIQ*-Geflüchtete. 

respekt  | bundesverband!

Das Projekt Queer Refugees Deutschland im Austausch mit 
der UN-Sonderberichterstatterin zu kulturellen Rechten, 
Alexandra Xanthaki.

QUEER REFUGEES WELCOME
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MITARBEIT IN NETZWERKEN

Noch immer ist der LSVD in fünf Rundfunkräten 
öffentlich-rechtlicher Senderanstalten ver treten: ZDF, 
Deutschlandradio, Radio Bremen, MDR und Saar-
ländischer Rundfunk. In Rheinland-Pfalz, NRW, Nie-
der sachsen und im Saarland ist der LSVD zudem 
in den Landesmedienanstalten vertreten, die die 
privaten Sender beaufsichtigen. 

Im Kuratorium der Bundesstiftung Magnus Hirsch-
feld ist der LSVD weiter mit zwei Ver treter* innen 
repräsentiert. Im Juni 2022 hat der ehemalige 
Bundesvorstand des LSVD, Helmut Metzner, nach 
einem aufwändigen Auswahlverfahren das Amt des 
geschäftsführenden Vorstands der Bundesstiftung 
übernommen.  

Zudem stehen wir auf nationaler Ebene in regel-
mäßigem Austausch mit den Kolleg*innen des Insti-
tut für Menschen rechte, der Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes, dem Forum Menschenrechte und 
dem Paritätischen Wohlfahrtsverband. Auch dem 
Dach   verband ILGA und dem Amsterdam Netz werk 
stehen wir in regelmäßigen Austausch zu Fragen 
von LSBTIQ* in aller Welt, Notfallsituationen, Equal 
Rights Coalition, Vereinten Nationen und Interes-
sensvertretung im Menschenrechtsrat, Europa  rat 
und auf anderen multilateralen Ebenen.

QUEER IM SPORT

Die umstrittene FIFA-Fußball-Weltmeisterschaft der 
Männer im Emirat Katar kritisierte der LSVD von An fang 
an mit Hinweis auf die katastrophale Men schen rechts-
lage ins besondere für marginalisierte Gruppen wie 
LSBTIQ* scharf und begleitete den Verlauf kritisch. Im 
Vor feld der WM in Katar kündigte der Deutsche Fußball-
bund (DFB) eine Armbinde mit der Aufschrift „One Love“ 
an, verzichtete jedoch wegen Sanktionsandrohungen 
durch die FIFA ganz darauf. Diese Armbinde kritisierte der 
LSVD als Feigenblatt, da sie nicht die Regenbogenfarben 
zeigt.

Die Kompetenz- und Anlaufstelle für sexuelle und 
geschlechtliche Vielfalt im Fußball, „Team out and 
proud“, ist ein gemeinsames Projekt von DFB und LSVD 
unter Leitung von Christian Rudolph. Das Ziel ist es, 
die Interessen und Rechte der LSBTIQ*-Community im 
Fußball zu vertreten und den Fußball auf allen Ebenen 
für queere Themen aufzuklären. Das Team arbeitete an 
der  Ausarbeitung einer Regelung für das Spielrecht für 
trans*, inter* und nichtbinäre Menschen mit. 

Der Deutsche Olympische Sportbund und der DFB 
nahmen erstmalig an einem CSD teil. Mit dem LSVD 
setzten beide unter dem Slogan „Willkommen – so wie 
du bist!“ in Frankfurt am Main ein Zeichen.  

Die SportPride-Parade wurde 2020 erstmalig vom 
LSVD initiiert. Auch 2022 solidarisierte der Sport in den 
sozialen Me dien mit den ge sell schaft lichen Kämp fen 

von LSBTIQ*. Athlet*-
innen, Fan or ga ni sa tion en, 
Sport ver eine, Sport ver-
bän de so wie Sport  jour-
na list* in nen ver  schie  den -
ster Sport  ar ten nah men 
teil. 
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Hier geht’s zur ungekürzten Fassung 
des Tätigkeitsberichts: 
www.lsvd.de/de/ct/8817-tätigkeitsbericht-2023

respekt  | bundesverband!

VERÄNDERUNGEN IM BUNDES-
VORSTAND BEIM VERBANDSTAG  
AM 11./12.03.2023 IN KÖLN 

Nach acht erfolgreichen Jahren schied Gabriela 
Lünsmann aus dem Vorstand aus. Mit ihrem vielseiti-
gen Engagement für Gesetzesänderungen, vor allem 
aber ihrer Expertise zum Thema Abstammungs recht 
prägte sie nicht nur unseren Verband, sondern 
war auch maßgeblich an den großen Erfolgen der 
rechtlichen Gleichstellung und gesellschaftlichen 
Emanzipation von LSBTIQ* beteiligt. Ebenfalls ver-
abschiedete sich Alfonso Pantisano aus der Vor-
stands arbeit. Er hat in vier Jahren mit seinem 
Engagement unter anderem die Debatte über die 
Blutspendereform maßgeblich geprägt und deutliche 
Worte gegen LSBTIQ*-feindliche Hasskriminialität in 
Deutschland und weltweit gefunden. Beide werden 
uns im Bundesvorstand sehr fehlen. Wir sagen von 
ganzem Herzen Danke.

Philipp Braun wurde für eine weitere zweijährige 
Amtszeit bestätigt. Neu im Bundesvorstand begrüßen 
wir Mara Geri, Jörg Hutter und Mikhail Tumasov. 
Weiterhin gehören dem zehnköpfigen ehrenamtlichen 
Gremium die im letzten Jahr gewählten Patrick Dörr, 
Henny Engels, Andre Lehmann, Stefanie Lünsmann-
Schmidt, Christian Rudolph und Alva Träbert an.

DIE ZUKUNFT DES LSVD

Im vergangenen Jahr hat uns als Bundesvorstand immer 
wieder die Frage beschäftigt, wie wir sicherstellen kön-
nen, dass der LSVD die Anliegen möglichst vieler queerer 
Menschen gut vertritt. 

Wir sind eine vielfältige Community, und diese Vielfalt ist 
unsere Stärke. Als Verband leben wir vom Austausch mit 
den Mitgliedern, mit Euch. Deshalb wünschen wir uns eine 
Mitgliedschaft, die die gelebte Vielfalt in der Community auch 
widerspiegelt. Unsere Türen stehen offen, dennoch sind 
in unserer Mitgliedschaft bislang einige Teile der queeren 
Community deutlich unterrepräsentiert. Ihre Perspektiven 
und Erfahrungen sind uns wichtig, um weiterhin relevante 
politische Arbeit leisten zu können. 

Dies betrifft beispielsweise das Thema Alter – sowohl 
jüngere als auch ältere Mitglieder würden den Verband berei-
chern. Es betrifft auch Menschen aus dem Bi+-Spektrum 
und nichtbinäre Personen, die sich bislang häufig nicht für 
eine LSVD-Mitgliedschaft entscheiden. Deutlich unterreprä-
sentiert sind bislang People of Colour und Menschen mit 
Migrationsgeschichte. Auch das Thema Queerness und 
Behinderung möchten wir gerne stärker aufgreifen. 

Als Verband fordern wir von Politik und Zivilgesellschaft 
einen offenen und gerechten Umgang mit vielfältigen queeren 
Lebensrealitäten. Diese Forderung ist nur glaubhaft, wenn 
wir selbst mit gutem Beispiel vorangehen. Deshalb will der 
Bundesvorstand im kommenden Jahr die Frage der Diversität 
innerhalb des Verbands aktiver angehen. 

Gemeinsam mit Euch möchten wir sicherstellen, dass 
der LSVD offener und inklusiver für alle queeren Menschen 
wird und damit auch in Zukunft für die Rechte der gesamten 
Community eintritt. Während dieses Prozesses werden wir 
selbstverständlich weiterhin entschlossen für den von der 
Bundesregierung versprochenen queerpolitischen Aufbruch 
und die damit verbundenen dringend notwendigen Reformen 
kämpfen.

3. AUSBLICK
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LSVD-Adressen

LSVD-Bundesgeschäftsstelle
Rheingasse 6
50676 Köln 
Postadresse:
Postfach 10 34 14
50474 Köln
Tel.: 0221 92 59 61 0
Fax: 0221 92 59 61 11
E-Mail: lsvd@lsvd.de 
www.lsvd.de 

LSVD-Hauptstadtbüro und
Bundespressestelle
Almstadtstraße 7
10119 Berlin
Tel.: 030 78 95 47 78
Fax: 030 78 95 47 79
E-Mail: presse@lsvd.de 
www.lsvd.de

ILSE - Initiative lesbischer 
und schwuler Eltern
c/o LSVD
Postfach 10 34 14
50474 Köln
Tel: 0221 92 59 61 0
E-Mail: ilse@lsvd.de 
www.ilse.lsvd.de

LSVD Baden-Württemberg  
Lange Straße 18
70174 Stuttgart
E-Mail: ba-wue@lsvd.de 
www.ba-wue.lsvd.de

LSVD Bayern
c/o Sub e. V. 
Müllerstraße 14
80469 München
E-Mail: bayern@lsvd.de 
www.bayern.lsvd.de

LSVD Berlin-Brandenburg
Kleiststraße 35
10787 Berlin
Tel.: 030 22 50 22 15
Fax: 030 22 50 22 21
E-Mail: berlin@lsvd.de 
www.berlin.lsvd.de

LSVD Hamburg 
c/o Hein und Fiete 
Pulverteich 21
20099 Hamburg
Tel.: 040 28 05 09 83
E-Mail: hamburg@lsvd.de 
www.hamburg.lsvd.de

LSVD Hessen
Postfach 17 03 41
60077 Frankfurt/Main 
E-Mail: hessen@lsvd.de 
www.hessen.lsvd.de

LSVD Queer Mecklenburg-Vorpommern e.V.
Zeughausstraße 31
23966 Wismar
Tel.: 0385 55 75 54
Fax: 03841 21 47 11
E-Mail: info@queer-mv.de
www.gaymeinsam-mv.de

LSVD Niedersachsen-Bremen
Postfach 42 01 05
30661 Hannover
E-Mail: nds-bremen@lsvd.de 
www.nds-bremen.lsvd.de

LSVD Nordrhein-Westfalen
Rheingasse 6
50676 Köln 
Postadresse: 
Postfach 10 34 14
50474 Köln
Tel.: 0221 92 59 61 0
Fax: 0221 92 59 61 11
E-Mail: nrw@lsvd.de 
www.nrw.lsvd.de

LSVD Rheinland-Pfalz 
c/o Bar jeder Sicht 
Hintere Bleiche 29
55116 Mainz
E-Mail: rlp@lsvd.de 
www.rlp.lsvd.de

LSVD Saar
Mainzer Str. 44
66121 Saarbrücken
Tel.: 0681 39 88 33
Fax: 0681 39 88 66
E-Mail: info@checkpoint-sb.de 
www.saar.lsvd.de

LSVD Sachsen
Hilbersdorferstraße 74
09131 Chemnitz
Tel.: 0371 351 465 57
E-Mail: sachsen@lsvd.de 
www.sachsen.lsvd.de

LSVD Sachsen-Anhalt
Otto-von-Guericke-Str. 41
39104 Magdeburg
Tel./Fax: 0391 54 32 56 9
E-Mail: info@lsvd-lsa.de 
www.lsvd-lsa.de

LSVD Schleswig-Holstein
im Flensbunt-Zentrum
Hafendamm 13
24937 Flensburg 
Tel.: 01578 5445670
E-Mail: schleswig-holstein@lsvd.de 
www.schleswig-holstein.lsvd.de

LSVD Thüringen
c/o Brennessel e. V.
Regierungsstraße 28
99084 Erfurt
E-Mail: vorstand@lsvd-thueringen.de 
www.lsvd-thueringen.de

www.lsvd.de/mitgliedwerden

Sei auch Du ein Teil 
des Regenbogens. 
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Der Blick fürs Ganze
Jeden Samstag

Menschen, 
die Klimakrise 
interessierte, 
interessierte 
auch Lösungen

10 für 10!Jetzt kennenlernen:10 Ausgaben für 10 €taz.de/woche-10taz Verlags- und Vertriebs Gm
bH, Friedrichstraße 21, 10969 Berlin

https://taz.de/woche-10

